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Die UdSSR - ein wirklicher Friedensfaktor 


[1939] 


Das Münchener Abkommen erfüllte die Leiter der 
Die Versuche dereng-_ Außenpolitik Englands und Frankreichs auf einige 


lischen und französischen 7.it mit größtem Optimismus. Die englisch-deutsche 
Diplomatie, einen Block 


der europäischen Mächte Deklaration vom 30. September 1938 und das fran- 


zu organisieren zösisch-deutsche Kommuniqu& vom 6. Dezember 

1938 wurden von den reaktionären Kreisen beider 

demokratischen Mächte als die Gewähr für die weitere friedliche Zu- 

sammenarbeit mit dem faschistischen Deutschland betrachtet. Man nahm 

an, Hitler werde tatsächlich auf jegliche Gebietsansprüche in Westeuropa 

verzichten und die Herrschaft Großbritanniens zur See nicht mehr 
bestreiten. 

Chamberlain und Daladier trösteten sich mit dem Gedanken, der 
deutsche Aggressionsdrang werde nunmehr nur nach dem Osten gerichtet 
sein. Unter diesen Umständen begannen die Regierungen der beiden 
Länder weniger Interesse für gegenseitige Hilfeleistung zu bekunden. So 
war es durchaus kein Zufall, wenn Chamberlain am ı2. Dezember 1938 
im Unterhaus erklärte: »Kein einziger englisch-französischer Vertrag 
oder Pakt enthält für England die Verpflichtung, Frankreich Hilfe zu 
leisten.« Auch die französische Regierung befaßte sich nach München 
weniger damit, die englisch-französische Zusammenarbeit zu festigen, 
als damit, Verhandlungen mit Italien zu führen und diplomatische Be- 
ziehungen zu der faschistischen Francoregierung herzustellen. Indes 
sollten die Engländer und Franzosen aus ihren Illusionen über die Be- 
friedung Deutschlands binnen kurzem erwachen. 

Am 15. März 1939 besetzten die Truppen des faschistischen Deutsch- 
lands die Tschechoslowakei, unbekümmert darum, daß die neuen Grenzen 
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dieses Landes nach München von den Regierungen Englands, Frankreichs 

Deutschlands und Italiens garantiert worden waren. Eine Woche später, 

a 22. März 1939, nötigte Deutschland Litauen, ein Abkommen über 

ie Abtretung des Memelgebiets an die Deutschen zu unterzeichnen. Am 

23. März wurde ein deutsch-rumänisches Abkommen geschlossen, das 

Rumänien in ein Agraranhängsel des faschistischen Deutschlands ve - 

wandelte. Schließlich forderte Deutschland gleichfalls im März Ei 

Polen, es solle Danzig übergeben und den Deutschen im Polnischen Korri- 

dor exterritoriale Roll- und Eisenbahnen zugestehen. Es lag auf der 

Hand, daß die deutsche faschistische Diplomatie auch weiterhin ver- 

er en. die Deutschland für die bevorstehenden Schlachten 

eltherr. t nötigen wi i iti ili 
ice re ige RER REN politischen und mili- 

‚Diese Ereignisse mußten auf die Diplomaten E 

reichs ernüchternd wirken. Bereits bi 6. Kr Ps: ee 
Chamberlain, seine plumpe Dezembererklärung abzuschwächen wonach 
England vertraglich nicht verpflichtet sei, Frankreich Hilfe zu leisten 
Laut vernehmbar erklärte der englische Premierminister nunmehr »daß 
die Solidarität der Interessen, durch die Frankreich und unser Land ver- 
bunden sind, von der Art ist, daß jede Bedrohung der Lebensinteressen 
Frankreichs, von welcher Seite sie auch kommen mag, den soforti 
aaen für dieses Land nach sich ziehen muß«. nn 

„Pamit war es noch nicht getan. Am 21. März ı - 
zösische Präsident Lebrun in London ein. Gleich am Kir gr 
22. März, tauschten die britische und die französische Regierung Noten 
aus, welche die gegenseitige Verpflichtung enthielten, im Falle eines Über- 
al wis eines der Länder einander Hilfe zu erweisen. So kam angesichts 
u N a riedeten« Hitlerdeutschlands der englisch-französische Block zu- 

Die Unvermeidlichkeit eines Krieges mit Deutschl immz 
klarer zutage. Mit Rücksicht auf diese Gefahr Mara Den 
Englands und Frankreichs alle Anstrengungen, um schleunigst Ver- 
bündete zu werden. Darauf waren auch die eifrigen diplomatischen 
Unterhandlungen der Regierungen der beiden Länder mit solchen Staaten 
wie Polen, Rumänien und Griechenland zurückzuführen. 

Die Gefahr der deutschen faschistischen Aggression war in diesen 
Ländern besonders stark zu verspüren. Churchill schrieb aus diesem An- 
laß in eınem am 9. März 1939 im »Daily Telegraph and Morning Post« 
veröffentlichten Artikel: »Von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer hat 
sich eine breite Bewegung für die entschlossene Abwehr der aggressiven 
Bestrebungen Deutschlands entfaltet. Die Länder Osteuropas erkennen 
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jetzt klar die Gefahr, die ihnen von Deutschland droht, und geben die 
Bereitschaft kund, ihre Unabhängigkeit zu verteidigen.« 

Churchill wies darauf hin, daß der mächtigste Faktor im Kampf gegen 
die faschistische Aggression die UdSSR ist. Er schrieb in demselben 
Artikel: »Wir sind vielleicht noch nicht imstande, die ganze Stärke und 
Macht der Sowjetunion abzuwägen und zu beurteilen; aber daran kann 
kein Zweifel bestehen, daß die UdSSR ein gewaltiger Staat ist, der un- 
entwegt eine Friedenspolitik betreibt.« 

Chamberlains Diplomatie stellte sich diesen Signalen 

Die UdSSR gegenüber taub. Störrisch enthielt sie sich einer An- 
en näherung an die Sowjetunion. Sie brauchte etwas 
Regierung Ch uberiain anderes; nämlich das Sowjetland englischen Zielen 
dienen zu lassen, während sie selbst beiseite stand. 

Von derartigen Versuchen der Diplomatie Chamberlains zeugte unter 
anderem eine am 22. März 1939 in der Sowjetpresse veröffentlichte Mit- 
teilung der TASS, in der es hieß: »Die Auslandspresse verbreitet das 
Gerücht, die Sowjetregierung habe Polen und Rumänien ihre Hilfe an- 
geboten, falls sie Opfer einer Aggression würden. Die TASS ist ermäch- 
tigt zu erklären, daß das nicht den Tatsachen entspricht. Weder Polen 
noch Rumänien haben sich an die Sowjetregierung um Hilfe gewandt 
und sie über irgendeine ihnen drohende Gefahr informiert. Richtig ist 
lediglich, daß am 18. d.M. die britische Regierung der Sowjetregierung 
mitteilte, man habe ernste Gründe, Gewaltanwendung gegen Rumänien 
zu befürchten, und bei der Sowjetregierung anfragte, welche Haltung sie 
in einem solchen Eventualfalle einnehmen werde. Die Sowjetregierung 
hat diese Anfrage mit dem Vorschlag beantwortet, eine Konferenz von 
Vertretern der am meisten interessierten Staaten, nämlich Großbritan- 
niens, Frankreichs, Rumäniens, Polens, der Türkei und der UdSSR, ein- 
zuberufen. Eine solche Beratung böte nach Meinung der Sowjetregierung 
die meisten Möglichkeiten, die tatsächliche Lage zu klären und den Stand- 
punkt aller Beratungsteilnehmer festzustellen. Die britische Regierung 

hat diesen Vorschlag jedoch für verfrüht gehalten.«' 

Übrigens fragten die Engländer am 18. März ihrerseits bei der Re- 
gierung der UdSSR an, ob sie einverstanden sei, eine gemeinsame Er- 
klärung der Regierungen Englands, Frankreichs, der UdSSR und Polens 
gegen eine Aggression zu unterzeichnen und in sie eine Verpflichtung zur 
gegenseitigen Konsultation dieser Länder aufzunehmen. Die Regierung 
der UdSSR erwiderte, »eine derartige Deklaration löse die Frage nicht«. 
Trotzdem erhob sie auch gegen die Deklaration keinen Einwand. 


1 yIswestija« vom 22. März 1939. 
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Kurz darauf erschien in London eine offizielle Mitteilung, daß der 
Deklarationsentwurf der vier Mächte mit dem polnischen Außenminister 


ar 


Beck beraten werden solle, sobald er in London eintreffe. Die polnische 


Regierung weigerte sich jedoch, die Deklaration zu unterzeichnen. Die 
englische Diplomatie tat nichts, um Polen zu einer Änderung dieser Hal- 
tung zu bewegen. Die Erörterung des Deklarationsentwurfes wurde 
hinausgeschoben. In Verbindung damit glossierte sogar die konservative 
Presse Englands die »komische Situation«, die der Außenminister Halifax 
geschaffen hatte, als er am 19. März den Sowjetvorschlag über die Ein- 
berufung einer Beratung der sechs friedliebenden Mächte mit der Be- 
gründung ablehnte, die Einberufung einer solchen Konferenz sei eine 
langwierige Sache. Indessen beantragte derselbe Halifax eine Woche 
nach der Weigerung Becks, die Deklaration zu unterzeichnen, die Er- 
örterung des Projektes »unverzüglicher und dringender Aktionen« um 
weitere zehn Tage zu verschieben. 

Wie sich schon damals aus Gesprächen Chamberlains und Halifax’ 
mit dem in London eingetroffenen französischen Außenminister Bonnet 
ergab, war dieser gleichfalls nicht geneigt, gemeinsam mit der Sowjet- 
union ein Dokument zu unterschreiben. Bonnet versicherte Chamberlain, 
es sei im Interesse der Sicherheit weit notwendiger, das englisch-fran- 
zösische Bündnis zu festigen, als irgendeinen Block mit der UdSSR zu 
bilden. Diese Einflüsterungen fanden im Foreign Office willige Ohren. 
Am 23. März 1939 erklärte Chamberlain auf eine Anfrage im Unter- 
haus, die Regierung Großbritanniens beabsichtige nicht, Blocks mit Län- 
dern zu bilden, in denen ein spezifisches innerpolitisches Regime herrsche. 
Die Erklärung Chamberlains bedeutete, daß seine Diplomatie einer An- 


. näherung an die Sowjetunion, und zwar angeblich aus ideologischen Er- 


wägungen heraus, aus dem Wege ging. 

Was Polen, Rumänien und Griechenland betraf, so gingen die diplo- 
matischen Verhandlungen mit ihren Regierungen rasch vorwärts. Am 
6. April teilte Chamberlain dem Parlament den Abschluß eines Ab- 
kommens über gegenseitige Hilfe zwischen England und Polen mit. Eine 
Woche später, am ı3. April, erklärte er, die britische Regierung habe 
Rumänien und Griech-r.land Garantien zugesagt. Am gleichen Tage er- 
härtete auch Frankreisı seine Treue zum französisch-polnischen Bündnis 
und gab kund, es übernehme hinsichtlich Rumäniens und Griechenlands 
dieselben Verpflichtungen wie England. 

Noch zwei Tage später ließ Chamberlain durch seinen Botschafter in 
Moskau bei der Sowjetregierung anfragen, ob sie einverstanden sei, 
Polen und Rumänien einseitige Garantien zu bieten. Am 17. April er- 
folgte die Antwort der Sowjetregierung. Sie gab die Anregung, zum 


vl 
Are 


Dreimächtepakt — zwischen der UdSSR, England und Frankreih — 
zu schließen. Die Sow jetregierung fügte hinzu, die von ihr vorgeschlagene 
Vereinbarung könne durch drei Akte realisiert werden: erstens durch 
einen Vertrag der drei Mächte über gegenseitige Hilfe, zweitens durch 
den Abschluß einer Militärkonvention dieser Mächte, die dem Vertrag 
über gegenseitige Hilfe Wirksamkeit verleihen solle, und drittens durch 
Garantien, die von den drei Großmächten allen Ländern vom Baltischen 
bis zum Schwarzen Meer zu geben wären. 

Die britische Regierung zögerte mit der Antwort auf diese Vorschläge. 
Indessen nahmen die Ereignisse in Europa ein höchst bedrohliches Aus- 
sehen an. 

Am 28. April 1939 erklärte die deutsche Regierung den englisch-deut- 
schen Flottenvertrag vom 18. Juni 1935 für null und nichtig. Als Vor- 
wand für diesen Schritt wurde das angeblich gegen Deutschland gerichtete 
jüngste englisch-polnische Abkommen herangezogen. Gleichzeitig annul- 
lierte die deutsche Regierung auch den am 26. Januar 1934 abgeschlosse- 
nen Nichtangriffspakt zwischen Deutschland und Polen. 

Die englische Diplomatie hatte nun an die eigene Verteidigung zu 
denken. Unter diesen Umständen hütete sich die Regierung Chamberlain, 
die Regierung der UdSSR endgültig vor den Kopf zu stoßen, wenn sie 


sich auch nach wie vor einer wirklichen Zusammenarbeit mit der Sowjet- 


union enthielt. Erstens gedachte die Regierung Chamberlain den Sow/jet- 
trumpf im diplomatischen Spiel der Engländer auszuspielen, um Deutsch- 
land einzuschüchtern und ihm gewisse Zugeständnisse abzunötigen. Zwei- 
tens hielt es die Regierung Chamberlain aus taktischen Erwägungen für 
angebracht, der Sowjetunion ihr Interesse an der Aufrechterhaltung ge- 
schäftlicher Beziehungen mit derselben zu demonstrieren. Und schließ- 
lich konnte die englische Diplomatie, drittens, nicht umhin, dem Druck 
der öffentlichen Meinung nachzugeben, die immer hartnäckiger eine An- 
näherung Englands an die Sowjetunion forderte. 
Am 23. März traf Hudson, der Leiter des Departe- 
Die ments für den Überseehandel Englands, in Beglei- 
en tung von Sachverständigen in Moskau ein. Der 
Ike Aare 1939) Reise Hudsons gingen Mitteilungen in der eng- 
lischen Presse voraus, wonach sein Besuch das Ziel 
verfolgte, zwischen den Regierungen Englands und der Sowjetunion ein 
engeres gegenseitiges Verständnis herbeizuführen. 
Greifbare Ergebnisse brachte der Besuch Hudsons in Moskau nicht. 
Das in der Sowjetpresse veröffentlichte Kommuniqu£ besagte, daß »beide 
Verhandlungspartner ihre Einstellung klärten; dabei trat eine Reihe 
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‚wesentlicher Meinungsverschiedenheiten zutage, von denen anzunehmen 


ist, daß sie durch weitere Verhandlungen in London auf ein Minimum 
reduziert werden dürften«. Nichtsdestoweniger unterstrich das gleiche 
Kommunigue, daß »der zwischen dem bevollmächtigten Vertreter der 
britischen Regierung und den Mitgliedern der Sowjetregierung her- 
gestellte persönliche Kontakt zweifellos zur Festigung der sowjetisch- 
britischen Beziehungen beitragen und die internationale Zusammenarbeit 
im Interesse der Lösung des Friedensproblems fördern wird«.* 

Weitere Verhandlungen wurden in Moskau durch den englischen Bot- 

schafter Seeds und den französischen Botschafter Naggiar geführt, zu 
' denen später Strang, der Bevollmächtigte des Foreign Office, trat. Die 
öffentliche Meinung Großbritanniens zeigte lebhaftestes Interesse für 
die Moskauer Verhandlungen. Am ı. Mai 1939 richtete Attlee, der 
Führer der Labourpartei, im Unterhaus an Chamberlain die Anfrage: 
»Sind von der Regierung der UdSSR irgendwelche definitive Vorschläge 
eingelaufen?« Chamberlain antwortete bejahend und fügte hinzu, die 
Verhandlungen würden fortgesetzt. Attlee wollte wissen, aus welchem 
Grunde sich die Verhandlungen so lange hinzögen. Chamberlain ant- 
wortete: »Es ist schwierig, alle Einzelheiten von Verhandlungen, die 
noch im Gange sind, darzulegen. Die Frage ist nicht so einfach. Es ist 
‚eine Frage, bei der man auch andere Regierungen berücksichtigen muß.<”? 

Wie das Stenogramm der Parlamentsdebatten im Unterhaus zeigt, 
richteten am 2. Mai einige Abgeordnete neue Anfragen an die Regierung. 

» Attlee: Ist dem Premierminister bekannt, daß der allzu langsame 
Gang der Verhandlungen viele Leute beunruhigt, die fühlen, daß die 
Regierung sich damit nicht so beeilt, wie sie sollte? 

Chamberlain: Ich kann nichts dagegen tun, wenn ein solcher Eindruck 
entsteht ... Die Regierung Seiner Majestät läßt es an gutem Willen nicht 
fehlen. 

Wedgwood: Hat die Regierung wirklich die Absicht, dieses Ab- 
kommen zu schließen oder nicht? 

Chamberlain: Ja, selbstverständlich. Aber die Regierung muß sich 
über die beste Form schlüssig werden, in die es zu kleiden ist. 

Mander: Hat der Premierminister die Mitteilung der ‚Times‘ gelesen, 
daß die Regierung den Rahmen des Abkommens und der von der So- 
wjetregierung gemachten Vorschläge einzuengen sucht? 

Chamberlain: Das Unterhaus täte besser, die offizielle Mitteilung 
hierüber abzuwarten.« 

1 yPrawda« vom 28. März 1939. Mitteilung der TASS. 

2,Parliamentary Debatese, May 1939, p. 1829-1850 (alle weiteren Zitate aus den 
Parlamentsdebatten ebenda). 


Die englisch-sowjetischen Verhandlungen 


Am ı0.Mai veröffentlichte die Sowjetpresse eine Mitteilung der 
TASS über Gegenvorschläge der britischen Regierung. Chamberlains 
Diplomaten lehnten den Sowjetvorschlag eines Dreimächtepaktes ab. Sie 
hielten es lediglich für notwendig, daß die Sowjetregierung, falls Eng- 
land und Frankreich in einen Krieg verwickelt würden, diesen Ländern 
unverzügliche Hilfe leiste. Dabei war überhaupt nicht die Rede davon, 
auf welche Hilfe seitens Frankreichs und Großbritanniens die Sowjet- 
union rechnen könne, wenn sie selbst, in Erfüllung der ihr zugedachten 
Verbindlichkeiten gegenüber den Staaten Osteuropas, in Kriegshand- 
lungen verwickelt würde. 

Nach Veröffentlichung der Mitteilung der TASS richtete der Führer 
der Labourfraktion, Attlee, im Unterhaus eine neue Anfrage an Chamber- 
lain: »Hat der Premierminister der in Moskau veröffentlichten Erklärung 
sein Augenmerk geschenkt und will er nicht in Verbindung damit sich 
über die Natur der von der UdSSR gemachten Vorschläge und über die 
Antwort der Regierung Seiner Majestät äußern?« 

Chamberlain erwiderte: »Die Erklärung, auf die sich der ehren- 
werte Gentleman bezieht, habe ich gelesen. Sie scheint auf einer Miß- 
deutung der tatsächlich von der Regierung Seiner Majestät der Sowjet- 
regierung gemachten Vorschläge zu beruhen ... Die Regierung Seiner 
Majestät hat gegenüber einigen osteuropäischen Staaten definitive Ver- 
pflichtungen übernommen. Demgemäß hat sie der Sowjetregierung vor- 
geschlagen, sie solle ihrerseits eine ähnliche Erklärung abgeben, wie sie 
von der englischen Regierung bereits veröffentlicht worden ist, und 
zwar in dem Sinne, daß die Sowjetregierung ihre Bereitschaft zum 
Ausdruck bringt, Großbritannien und Frankreich, falls sie in Erfül- 
lung der von ihnen übernommenen Verpflichtungen in Feindseligkeiten 
verwickelt werden, gleichfalls Beistand zu leisten, wenn dies gewünscht 
wird.« 

Die Angriffe auf Chamberlain im Unterhaus wurden immer heftiger. 
Am 16. Mai stellte der konservative Abgeordnete Adams die Frage: 
»Beabsichtigt die englische Regierung einen Pakt zwischen England, 
Frankreich und Rußland über gegenseitige Hilfe und gegenseitige Garan- 
tien zu schließen?« Chamberlain wich der Antwort aus. Er schwieg auch 
auf die Anfrage des Abgeordneten Knox: »Gewährleisten England und 
Frankreich gemeinsame Garantien zum Schutze der Unabhängigkeit und 
Integrität Sowjetrußlands gegen eine Aggression?« Als der Abgeordnete 
Boodby versuchte, Aufklärung darüber zu erhalten, warum derart wich- 
tige Verhandlungen mit der UdSSR durch diplomatische Kanäle und 
nicht durch persönliche Aussprachen der Führer beider Länder gepflegt 
würden, verlor Chamberlain nicht ein Wort. 
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In der Unterhaussitzung vom 19. Mai richtete der Labourabgeordnete 
Dalton an Chamberlain die Frage: »Wäre es für die Beschleunigung der 
Verhandlungen, deren langsamer Gang Unruhe hervorruft, nicht zweck- 
mäßiger, Halifax nach Moskau zu schicken, damit er unmittelbar mit 
Molotow verhandeln kann?« 

Die Anfrage Daltons enthielt eine scharfe Spitze, denn sie rief ins 
Gedächtnis zurück, daß Chamberlain persönlich, Halifax und andere 
Vertreter der englischen Regierung des öfteren Pilgerfahrten zu Hitler 
unternommen hatten. Was Moskau anbelangte, so zog es die englische 
Regierung offensichtlich vor, die dortigen Verhandlungen durch Ver- 
mittlung zweitrangiger Bevollmächtigter zu führen. 

Unter einem neuen Hagel von Anfragen entschloß sich der Premier- 
minister schließlich, den Mund aufzutun. Er erklärte: 

»Ich muß vorsichtig sein und darf mir nichts erlauben, was die Lage 
erschweren könnte. Das von mir Gesagte bedeutet, daß wir nicht allein 
mit der russischen Regierung zu tun haben. Wir müssen auch die Re- 
gierungen anderer Länder im Auge haben. 

Zwischenruf: Italien? 

Chamberlain: Weiter habe ich nichts zu sagen. 

Lloyd George: Es ist aber äußerst wichtig zu wissen, welche Wege ein- 
geschlagen werden. 

Chamberlain: Das ist für Lloyd George wichtig. 

Lloyd George: Unsinn! Das ist für das Land wichtig. Was hat Lloyd 


‚George damit zu tun?« 


Lloyd George, der am gleichen Tage in den Unterhausdebatten über 
die Außenpolitik sprach, erklärte: »Ohne Rußland sind unsere Garantien 
für Polen, Rumänien und Griechenland unvernünftig.« Der Redner 
meinte, die gegenwärtige Situation sei für England schlimmer als es die 
von 1914-1918 war. Damals konnte man eine Million belgischer Sol- 
daten mobilisieren, die in Ägypten, Palästina und Mesopotamien ein- 
gesetzt wurden. Damals konnte Frankreich allein in Indochina 500000 
Soldaten ausheben. Jetzt verfügten weder England noch Frankreich über 
derartige Reserven. Lloyd George stellte die Frage: »Wie werden wir 
ohne Rußland kämpfen können, wenn sich Japan diesmal gegen uns 
stellt?« Dann wandte sich der Redner den Regierungsbänken zu: »Ihr 
braucht die UdSSR, aber ihr wollt kein Bündnis mit ihr.« 

Churchill sekundierte diese Rede: »Es muß nicht nur eine restlose Zu- 
sammenarbeit mit Rußland erreicht werden, sondern auch die Ostsee- 
länder — Lettland, Estland und Finnland — müssen sich dem Pakt an- 
schließen. Diese Länder, die über zwanzig Divisionen verfügen, können 
von einem befreundeten Rußland Waffenhilfe und sonstigen Beistand 
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erhalten. Es gibt kein anderes Mittel, die Ostfront zu halten, als die aktive # { 


Mitwirkung Rußlands.« ER 


In seiner Antwort auf die Einwände der Opposition erklärte Cham- zw 


berlain gereizt: »Wir haben nicht die Absicht, den Frieden um den Preis 
ie Zugeständnissen zu erkaufen, die weitere Forderungen nach sih 
ziehen.« 


Chamberlain führte aus, man dürfe, indem man sich der Mitarbeit So 


eines Landes versichere, nicht zur gleichen Zeit andere Länder von sih 


abstoßen. Deshalb begegne ein Abkommen mit der UdSSR gewissen Mr 


Schwierigkeiten. Ri 
Die Wortführer der Opposition verlangten konkrete Aufklärung über 
diese »Schwierigkeiten«. Aber Chamberlain weigerte sich, diese Frage zu 
beantworten. In der weiteren Diskussion erklärte Winston Churcill, 
Chamberlain habe jene, die wegen der gegenwärtigen Lage tiefe Befürch- 
tungen hegen, keineswegs überzeugt. Er sei der Auffassung, wenn die 
Regierung kein Abkommen mit der UdSSR zustande bringe, so würden 
daraus die schlimmsten Folgen entstehen, und die Regierung würde »vds 

Vertrauen ihres Landes verlieren«. Nach Churchill sprach Eden. Er sagte: 
»Ich bin überzeugt, die Sache des Friedens würde gewinnen, wenn eine 
Vereinbarung zwischen England, Frankreich und der Sowjetunion zu- 


stande käme. Je rascher diese Vereinbarung getroffen, je vollständiger nd 
weitgehender sie sein wird, desto besser. Ich glaube, daß diese Vereinba- 


rung nicht nur England und der Sowjetunion, sondern auch ganz Europa 
und der Sache des Weltfriedens Nutzen bringen würde.« \ 

Noch entschiedener sprach sich Archibald Sinclair, der Führer der Libe- 
ralen, über die dringende Notwendigkeit eines politischenund militärischen 
Bündnisses zwischen England und der Sowjetunion aus. Er erklärte: »Ih 
weiß nicht, ob der Generalstab der Regierung mitgeteilt hat, ob wir den 
Krieg gewinnen können, wenn die Sowjetunion auf unserer Seite an ihm 
teilnimmt, aber jedenfalls ist klar, daß wir ohne die Hilfe der Sowjet- 
union den Krieg nicht gewinnen können.« 

Am 26.Mai1939 veröffentlichte Lloyd George in der französischen 
Zeitung »Le Soir« einen scharfen Artikel, in dem er Chamberlain und 
Halifax beschuldigte, sie wollten überhaupt kein Abkommen mit der 
Sowjetunion treffen. Lloyd George schrieb voller Empörung: »Cham- 
berlain fuhr nach Rom, um Mussolini zu besuchen und ihn durch die 
offizielle Anerkennung der Annexion Athiopiens zu erfreuen, aber auch 
um ihm zu sagen, daß er der italienischen Intervention in Spanien keine 
Schwierigkeiten bereiten werde. Warum ist nach Moskau lediglich ein 
Beamter des Foreign Office geschickt worden, der England in diesem 
mächtigen Lande vertritt, das uns seine Hilfe angeboten hat? Darauf 
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gibt es nur eine Antwort: Neville Chamberlain, Halifax und Simon 
wünschen kein Abkommen mit Rußland.« 

Unter dem Einfluß der immer stärker anwachsenden Opposition er- 
hielten die englischen und französischen Bevollmächtigten in Moskau am 
27.Mai 1939 Anweisung, die Verhandlungen zu forcieren. Hierzu zwang 
auch die sich immer mehr zuspitzende internationale Situation. Sie ließ 
bereits keine Zweifel mehr an der endgültigen Unversöhnlichkeit der 
faschistischen Kriegsbrandstifter. Als Gegengewicht gegen die Bemühungen 
der englischen und französischen Diplomatie, ihre Machtstellungen in 
Europa zu stärken und Deutschland und Italien einen von Frankreich und 
England geführten Block der kleinen Länder entgegenzustellen, unter- 
zeichneten die Deutschen und Italiener, wie bereits erwähnt, am 22. Mai 
1939 in Berlin einen militärisch-politischen Bündnisvertrag. Dieser Akt 
bedeutete eine militärische Disposition der Kräfte, die sich zum Ringen 
auf dem europäischen Kontinent anschickten. Zwei feindliche Lager stan- 
den einander gegenüber: der englisch-französische Block einschließlich der 
Länder, denen eine Garantie gewährt wurde, und der deutsch-italienische 
Bund, der intensive Vorbereitungen traf, um sich Aufmarschräume für 
Offensivhandlungen zu sichern. 

Größte Wichtigkeit gewann für beide Lager die 
Der Wettbewerb des Frage, auf wessen Seite die Sowjetunion in dem 
re ar bevorstehenden Konflikt stehen werde, 
ep © In Verbindung damit gingen in Deutschland un- 
plomatie f 
um ein Abkommen mie Ausgesetzt Beratungen des Generalstabs mit der Re- 
der UdSSR gierung vor sich. Hitlers Diplomaten wollten um 
jeden Preis den Abschluß eines Paktes zwischen Eng- 
land, Frankreich und der Sowjetunion verhindern. Diese Bemühungen 
entsprangen der Angst vor einem Zweifrontenkrieg. In deutschen Militär- 
kreisen hatte sich längst die Überzeugung durchgesetzt, daß Deutschland 
einem solchen Krieg nicht gewachsen sei. Am 1. Juni berichtete der fran- 
zösische Botschafter Coulondre seinem Außenminister Bonnet: »Hitler 
hat bei General Keitel, dem Chef des Generalstabs, und General von 
Brauchitsch, dem Oberbefehlshaber des Heeres, angefragt, ob ein Krieg 
für Deutschland günstig auslaufen könne. Beide antworteten, ausschlag- 
gebend sei, ob Rußland neutral bleibe oder nicht. Wenn Deutschland 
gleichzeitig auch gegen Rußland kämpfen müsse, so habe es wenig Aus- 
sichten, den Krieg zu gewinnen. Beide Generale maßen der Haltung der 
Türkei große Bedeutung bei. Sie vertraten die Auffassung, die Türkei 
könne die Partei der Westmächte ergreifen, falls Rußland mit ihnen zu- 
sammengehe... Die Entscheidung Hitlers hing schließlich und endlich 
davon ab, ob ein englisch-sowjetischer Pakt unterzeichnet wird. Man 
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nimmt an, er werde einen Krieg riskieren, wenn Rußland nicht gegen ihn 
Front macht. Wird aber Hitler wissen, daß er auch gegen Rußland zu 
kämpfen haben wird, dann wird er eher vor Polen zurückweichen, als 
sein Land, die Partei und sich selbst in eine Niederlage und den Untergang 
stürzen. Sollten sich jedoch die englisch-russischen Verhandlungen hin- 
ziehen, so ist eine blitzartige Besetzung Danzigs im Laufe der aller- 
nächsten Wochen nicht ausgeschlossen.« 

Aus dem Schriftwechsel zwischen dem französischen Außenminister 
Georges Bonnet und Ribbentrop, der im Sommer 1939 geführt und 1940 
im französischen »Gelbbuch« veröffentlicht wurde, geht klar hervor, daß 
die Hitlerdiplomatie auf jede Art und Weise bemüht war, Frankreich 
vom Abschluß eines Militärbündnisses mit Sowjetrußland abzuhalten. Am 
1. Juli 1939 ließ Bonnet durch Welczek, den deutschen Botschafter in 
Paris, Hitler eine Note überreichen, die darauf aufmerksam machte, daß 
die gewaltsame Änderung des Status quo in Danzig zum bewaffneten 
Widerstand Polens führen und dieser die Einhaltung des französisch-pol- 
nischen Abkommens über gegenseitige Hilfe nach sich ziehen werde. 

Ribbentrop beantwortete die französische Note durch einen Brief, in 
dem er an die deutsch-französische Deklaration vom 6. Dezember 1938 
erinnerte, In dieser Deklaration war von der »Notwendigkeit der gegen- 
seitigen Achtung der Lebensinteressen beider Länder« die Rede. Unter 
Hinweis auf seine Besprechungen, die er mit Bonnet am Tage der Ver- 
öffentlichung der französisch-deutschen Deklaration in Paris gehabt hatte, 
schrieb Ribbentrop: »Ich habe dauernd auf Osteuropa als deutsche Inter- 
essensphäre hingewiesen; Sie hingegen haben in vollem Gegensatz zu 
Ihren jetzigen Behauptungen damals unterstrichen, daß sich seit der 
Münchener Konferenz die Stellungnahme Frankreichs zu den osteuropä- 
ischen Fragen wesentlich geändert habe.« Ribbentrop bezichtigte Bonnet 
dreist des direkten »Verrats«. Er erklärte, Deutschland weise die »Ein- 
mischung Frankreichs in die Sphäre der deutschen Lebensinteressen« ent- 
schieden zurück. Aus diesem Grunde halte es die deutsche Regierung nicht 
für möglich, mit der französischen Regierung Fragen der deutsch-polnischen 
Beziehungen zu erörtern. Sollte aber Frankreich Polen in der Danziger 
Frage unterstützen, so sei der Führer fest entschlossen, »die deutschen 
Interessen mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln zu schützen«. 

Ribbentrop blieb nichts anderes übrig als der Versuch, Frankreich ein- 
zuschüchtern und es zum Rückzug zu zwingen. Der unverfrorene Diplo- 
mat Hitlers befand sich nämlich in einer kritischen Lage. Noch unlängst 
hatte er seinem Führer Stein und Bein geschworen, weder Frankreich noch 
England würden für Polen eintreten. Jetzt mußte sich Hitler überzeugen, 
daß ihn sein selbstsicherer Minister irregeführt hatte. Das konnte Ribben- 
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. trop ernste Unannehmlichkeiten bringen. Hierüber berichtete Coulondre 


am 11. Juni 1939 nach Paris. Übrigens meldete derselbe Coulondre schon 
zwei Tage später, daß die militärischen Vorbereitungen Deutschlands 


‚ beschleunigt vor sich gingen und daß Deutschland im August 1939 den 


Krieg beginnen könne. 

In voller Übereinstimmung mit den nach Paris gesandten Berichten 
Coulondres meldete auch Henderson, der britische Botschafter in Berlin, 
nach London, Deutschland treffe intensive Kriegsvorbereitungen, Hitler 
und sein Oberkommando hätten aber Bedenken, den bewaffneten Kampf 
gleichzeitig nicht nur gegen England und Frankreich, sondern auch gegen 
die Sowjetunion zu führen. Der englische Botschafter verlangte, seine 
Regierung solle praktische Schlußfolgerungen aus seinen Berichten ziehen. 
Unter diesen Umständen war es vollkommen klar, daß man die diplo- 
matischen Unterhandlungen mit Moskau aktiver gestalten mußte. Ende 


Mai 1939 traten die englischen und die französischen Diplomatenmitneuen 


Vorschlägen an die Sowjetunion heran: sie gingen dahin, daß England 
Frankreich und die UdSSR sich Ve im Falle ru 
‚die eine der vertragschließenden Parteien gerichteten direkten Aggression 
einander Beistand zu leisten. Aber diese neuen Vorschläge über gegen- 
seitige Hilfe waren so verklausuliert, daß sie jeden praktischen Wert ver- 
loren. Sie faßten eine Hilfeleistung der UdSSR für die fünf Länder ins 
Auge, denen England und Frankreich bereits Garantien gegeben hatten. 
Sie sagten aber nichts über eine Hilfeleistung Englands und Frankreichs 
für die drei an die UdSSR grenzenden baltischen Staaten: Lettland, 
Estland und Finnland. Selbstverständlich tauchte die Befürchtung auf, 
die Aggressoren könnten sich dieser kleinen Länder widerstandslos be- 
dienen, um die UdSSR zu überfallen. Deshalb forderte die Sowjetregierung 
in ihrer Antwort auf die englisch-französischen Vorschläge, daß erstens 
ein effektiver Pakt über gegenseitige Hilfe zwischen England, Frankreich 
und der UdSSR geschlossen werde, und daß zweitens sowohl den fünf 
Staaten, die englisch-französische Garantien erhalten hatten (Polen, Ru- 
mänien, Türkei, Griechenland, Belgien), als auch den drei baltischen 
Staaten (Lettland, Estland, Finnland) gegen direkte und indirekte Aggres- 
sion Hilfe erwiesen werde. 

Die unbestreitbare Berechtigung dieser Forderungen erkannte auch die 
englische Parlamentsopposition an. Am 8. Juli1939 erschien in der Zei- 
tung »Daily Telegraph and Morning Post« ein langer Artikel Churchills, 
in dem er die Forderung aufstellte, unter Beteiligung der UdSSR unver- 
züglich einen Dreierpakt gegen Hitlerdeutschland zu schließen. 

Churchill schrieb: »Die Dinge sind jetzt so weit gediehen, daß man sich 
kaum vorstellen kann, eine der drei Regierungen werdedie Verantwortung 
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dafür auf sich nehmen, daß Hunderte von Millionen Werktätiger dieser 
gemeinschaftlichen Garantie für ihr Leben und Gedeihen beraubt werden.« 
Churchill erklärte, er habe seine Einstellung zum Kommunismus nicht 
geändert, aber von Anfang an habe er den Sowjetvorschlägen den Vorzug 
vor den britischen oder französischen gegeben. Sie seien einfach, logisch 

und entsprächen den Grundinteressen der friedliebenden Staaten. In der 
Frage der Garantien für die baltischen Staaten und Finnland dürfe es 
keine ernsten Schwierigkeiten geben. Er schrieb: »Die Forderungen der 


Russen, diese Staaten in den Garantiepakt der drei Mächte einzuschließen, B EN 


sind wohl fundiert. Es wäre sinnlos, wenn die Friedensfeste einen Rß_ 
aufwiese.« Churchill betonte, wenn die baltischen Staaten der faschistischen 
Aggression zum Opfer fielen, dann würde ganz Europa in den Krieg ver- 
wickelt werden. »Wird ihre Unabhängigkeit oder Integrität von den 
Faschisten bedroht, so muß Polen kämpfen, müssen Großbritannien und 
Frankreich kämpfen und muß die UdSSR kämpfen. Warum also nicht 
rechtzeitig, offen und kühn jene Maßnahmen vereinbaren, die der Not- 
wendigkeit eines solchen Kampfes vorbeugen könnten?« 

Am 7. Juni 1939 teilte Chamberlain im Unterhaus mit, in den Grund- 
fragen eines Abkommens mit der UdSSR sei bereits eine gewisse Überein- 
stimmung erzielt. Allerdings gebe es noch Schwierigkeiten, die man über- 
winden müsse. Es handle sich darum, daß die baltischen Länder — Estland, 
Lettland und Finnland — erklärt hätten, »im Hinblick auf ihre Absicht, 
strenge Neutralität zu beobachten, wünschten sie keine Garantien zu 
erhalten, die sich aus den zwischen England, Frankreich und Rußland 
gepflogenen Unterhandlungen ergäben«. 

Chamberlain hätte seine Mitteilung im Parlament ergänzen können. Er 


hätte auch erwähnen sollen, daß sich die englische und die französische 


Delegation in Moskau hartnäckig dagegen sträubten, in den Wortlaut des 
Abkommens mit der Sowjetunion die Verpflichtung aufzunehmen, ihr im 
Falle sowohl direkter als auch indirekter Aggression Hilfe zu erweisen. 
Der englische Botschafter Seeds, der französische Botschafter Naggiar und 
der Bevollmächtigte des Foreign Office, Strang, stellten sich, als verstün- 
den sie nicht, was der Begriff »indirekte Aggression« eigentlich bedeutet. 
Vergeblich suchte man ihnen klarzumachen, daß für einen Aggressor 
keineswegs die Möglichkeit ausgeschlossen ist, das Gebiet eines beliebigen 
angrenzenden Staates, der sich selbst des direkten Überfalls auf die Sowjet- 
union enthält, dessen Regierung aber dem Aggressor Vorschub leistet oder 
ohnmächtig gegen ihn ist, als Aufmarschraum für den Einfall in die 
UdSSR auszunutzen. Selbstverständlich hielt die Sowjetregierung auch 
für den Fall einer solchen indirekten Aggression Garantien für notwendig. 
Schließlich wußte Chamberlain sehr wohl, daß die Sowjetregierung ver- 
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langte, gleichzeitig mit dem politischen Abkommen der drei Mächte auch 
eine Militärkonvention abzuschließen. Diese sollte integrierender Bestand- 
teil eines allgemeinen politischen Vertrages sein. Die englischen und fran- 
zösischen Diplomaten hingegen schlugen vor, diese beiden Abkommen 
voneinander zu trennen. Sie versprachen lediglich, unmittelbar nach Ab- 
schluß des Vertrages über gegenseitige Hilfe würden Verhandlungen auch 
über eine Militärkonvention beginnen. Die Sowjetregierung hatte allen 
Grund, sich mit einem solchen Versprechen nicht zufrieden zu geben. Sie 
war hinreichend gewarnt durch das Schicksal des französisch-sowjetischen 
Paktes über gegenseitige Hilfe, der in der Luft hing, weil ihm die reale 
Grundlage in Form eines Militärabkommens zwischen Frankreich und 
der Sowjetunion fehlte. 

Genosse Molotow zeichnete in seinem Bericht über die Außenpolitik 
der Sowjetunion auf der dritten Tagung des Obersten Sowjets der UdSSR 
vom 31. Mai 1939 folgendes Bild vom Gang und Stand der Verhandlungen 
der Sowjetregierung mit England und Frankreich: 

>... Will man tatsächlich eine tatkräftige Front der friedliebenden 
Länder gegen die drohende Aggression schaffen, so sind hierfür die folgen- 
den minimalen Bedingungen notwendig: der Abschluß eines effektiven 
Paktes über gegenseitige Hilfe gegen die Aggression zwischen England, 
Frankreich und der UdSSR, der ausschließlich der Verteidigung dient; die 
Gewährung von Garantien Englands, Frankreichs und der UdSSR für die 
Staaten Zentral- und Osteuropas — wobei ausnahmslos alle an die UdSSR 
grenzenden europäischen Länder einzuschließen sind — gegen den Über- 
fall von Aggressoren; der Abschluß eines konkreten Abkommens zwischen 
England, Frankreich und der UdSSR über die Formen und die Ausmaße 
einer unverzüglichen und wirksamen Hilfe, die im Falle des Überfalls von 
Aggressoren gegenseitig sowie den eine Garantie erhaltenden Staaten zu 
leisten ist. 

Das ist unsere Meinung, die wir niemandem aufzwingen wollen, für die 
wir jedoch eintreten. Wir verlangen nicht, daß unser Standpunkt an- 
genommen wird, und bitten niemanden darum. Wir sind jedoch der Auf- 
fassung, daß dieser Standpunkt tatsächlich den Interessen der Sicherheit 
der friedliebenden Staaten entspricht. 

Das wäre ein Abkommen ausschließlich defensiven Charakters, das 
gegen den Überfall von Aggressoren gerichtet wäre und sich von Grund 
auf von jenem Kriegs- und Offensivbündnis unterscheiden würde, das 
kürzlich Deutschland und Italien abgeschlossen haben. 

Selbstverständlich ist das Prinzip der Gegenseitigkeit und gleicher Ver- 
pflichtungen die Grundlage für ein solches Abkommen. 

Man muß feststellen, daß dieses elementare Prinzip in gewissen eng- 


! Der Wettbewerb des englisch-französischen Blocks usw. 781 


lisch-französischen Vorschlägen keine Sympathie fand. Die Engländer 
und Franzosen haben sich gegen den direkten Überfall von Aggressoren 
durch Pakte über gegenseitige Hilfe untereinander und mit Polen Ga- 
rantien geschaffen und wollten sich im Falle des Überfalls von Aggres- 
soren auf Polen und Rumänien die Hilfe der UdSSR sichern, aber sie 
ließen die Frage offen, ob die UdSSR ihrerseits auf ihre Hilfe rechnen 
kann, wenn ein direkter Überfall von Aggressoren auf sie erfolgt, ebenso 
wie sie die andere Frage offenließen, ob sie sich an Garantien für die an 
die UdSSR angrenzenden kleinen Staaten beteiligen können, die die nord- 
westlichen Grenzen der UdSSR decken, falls diese Staaten nicht imstande 
sein sollten, ihre Neutralität gegen den Überfall von Aggressoren zu 
behaupten. 

Somit hat sich für die UdSSR eine ungleiche Lage ergeben.«* Genosse 
Molotow kam dann auf die jüngsten englisch-französischen Vorschläge zu 
sprechen. Er bezeichnete sie als einen Schritt vorwärts, bemerkte jedoch, 
daß sie »mit solchen Vorbehalten versehen sind — einschließlich eines 
Vorbehalts bezüglich gewisser Punkte der Völkerbundssatzung — daß sie 
sich als fiktiver Schritt vorwärts erweisen können.«®? 

Schließlich betonte Genosse Molotow in seinem Bericht: »Wenn wir 
Verhandlungen mit England und Frankreich führen, so halten wir es doch 
gar nicht für notwendig, auf Geschäftsbeziehungen zu solchen Ländern 
wie Deutschland und Italien zu verzichten.«® 

Die Haltung der UdSSR bei den Verhandlungen mit England und 
Frankreich, wie sie das Haupt der Sowjetregierung darlegte, war durch 
ihre Geradlinigkeit, Offenheit und Folgerichtigkeit über jeden Tadel er- 
haben. Nichtsdestoweniger zog die englische und französische Diplomatie 
die Verhandlungen nach wie vor endlos hin. Diese Saumseligkeit rief selbst- 
verständlich um so größeres Mißtrauen hervor, als die Diplomatie ‚der 
Alliierten in Verhandlungen mit anderen Ländern, wenn sie das für nötig 
hielt, zweifellos eine größere Wendigkeit an den Tag legte. Insbesondere 
hatte sie in kürzester Frist eine Vereinbarung mit der Türkei getroffen. 

Am ı12.Mai 1939 wurde eine englisch-türkische Erklärung über gegen- 
seitige Hilfe im Falle einer Aggression im Mittelmeerraum veröffentlicht. 
Die Erklärung besagte: »Während der Fertigstellung des endgültigen Ver- 
trages erklären Seiner Majestät Regierung und die türkische Regierung, 
daß sie im Falle einer Angriffshandlung, die zu einem Krieg im Mittel- 


1 Dritte Tagung des Obersten Sowjets der UdSSR vom 25.— 31. Mai 1939, $. 470—471 
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meer führt, bereit sein würden, effektiv zusammen zu arbeiten und ein- 
ander alle in ihrer Macht stehende Hilfe und jeden Beistand zu leisten.«* 
Der Erklärung schloß sich auch Frankreich an. 

Die Art und Weise, wie die englische und französische Diplomatie die 
Verhandlungen mit der UdSSR führte, mußte ein entsprechendes 
Reagieren der öffentlichen Meinung der Sowjetunion hervorrufen. Am 
29. Juni 1939 veröffentlichte die »Prawda« einen Artikel von Shdanow, 
der betitelt war: »Die englische und die französische Regierung wollen 
keinen gleichen Vertrag mit der UdSSR.« Dieser Artikel rief in diplo- 
matischen Kreisen eine Sensation hervor und fand in der ganzen Welt 
starken Widerhall. Der Verfasser stellte die Frage: Was ist der Grund 
für die Verschleppung der Verhandlungen, deren erfolgreichen Abschluß 
alle Friedensfreunde voller Ungeduld erwarten? Die Erklärung sah der 
Verfasser in dem Umstand, daß »die englische und die französische Re- 
gierung keinen gleichen Vertrag mit der UdSSR wollen, d.h. keinen 
Vertrag wollen, auf den einzig und allein ein Staat mit Selbstachtung ein- 
gehen kann, und daß gerade dieser Umstand der Grund ist, warum die 
Verhandlungen auf dem toten Punkt angelangt sind«. 

Zum Beweis hierfür brachte der Artikel folgende Tatsachen: 

1. Die englisch-sowjetischen Verhandlungen dauern bereits 75 Tage, 
von denen 59 durch die Verschleppungstaktik der Engländer und Fran- 
zosen verlorengingen. 

2. Dasselbe England hat, als es dies für nötig hielt, in kürzester 
Frist Pakte über gegenseitige Hilfe mit der Türkei und Polen abge- 
schlossen. 

3. Während der Verhandlungen türmen die Engländer und Franzosen 
künstlich alle möglichen Schwierigkeiten auf, wodurch sie den Eindruck 
hervorrufen, als bestünden zwischen England und Frankreich einerseits 
und der UdSSR andrerseits ernsthafte Meinungsverschiedenheiten; die 
Berufungen der englischen und französischen Diplomatie darauf, daß die 
baltischen Staaten angeblich keine Garantien wünschen, sind offenkun- 
digerweise haltlos: sie sind nur von der Absicht eingegeben, die Verhand- 
lungen zu erschweren und zum Scheitern zu bringen. Wir wissen nicht: 
hat man bei Litauen und Holland angefragt, ob sie Garantien von seiten 
Englands und Polens haben wollen? Selber haben sie um diese Garantien 
nicht ersucht; das hat aber England und Polen nicht gehindert, zweiseitige 


Verträge über gegenseitige Hilfe abzuschließen. 


4. England und Frankreich fordern von der UdSSR, sie solle nicht nur 
Polen, Rumänien und noch vier anderen Staaten Garantien geben, sondern. 


1yZweites Weißbuch der Deutschen Regierung«, Basel 1940, S. 356, 


v Do + 
?, nn Fr 


4 


aeg VAT sa 4 iR, us > 2 Y 
Der Wettbewerb des englisch-französischen Blocks usw. 


auch Holland und der Schweiz, mit denen die UdSSR nicht einmal diplo- 
matische Beziehungen unterhält. 

Der Verfasser des Artikels schloß: » All dies zeugt davon, daß die Eng- 
länder und Franzosen mit der UdSSR keinen Vertrag wollen, der auf dem 
Grundsatz der Gleichheit und Gegenseitigkeit fußt, obgleich sie tagtäglich 


schwören, auch sie seien für »Gleichheit«, sondern einen Vertrag, der de 


UdSSR zur Rolle eines Knechts verdammen würde, der die ganze Bürde 
der Verpflichtungen auf seinen Schultern trägt. Kein Land mit Selbst- 
achtung wird jedoch auf einen solchen Vertrag eingehen, wenn es nicht 
das willenlose Werkzeug von Leuten sein will, die es vorziehen, sich von 
anderen die Kastanien aus dem Feuer holen zu lassen. Um so weniger 
kann die UdSSR auf einen solchen Vertrag eingehen, deren Stärke, Macht 
und Würde in aller Welt bekannt sind.«* 

Die weiteren Ereignisse bewiesen die absolute Richtigkeit der Schluß- 
folgerungen im Artikel Shdanows. Die Moskauer Verhandlungen mit den 
Engländern und Franzosen schleppten sich endlos hin. Erst am 25. Juli 
gingen die englische und die französische Regierung auf den Vorschlag der 
Sowjetregierung ein, Militärmissionen nach Moskau zu entsenden. Die 
Missionen hatten es jedoch nicht eilig, nach dem Bestimmungsort abzu- 
reisen. Sie machten sich erst elf Tage später auf den Weg. Zudem hatten 
sie keine Lust, den Luftweg zu benutzen. Sie fuhren mit einem Fracht- 
und Passagierdampfer, dessen Geschwindigkeit sich auf dreizehn Knoten 
die Stunde beschränkte. 

Für die Reise nach Moskau brauchten die Missionen sechs ganze Tage. 
Zum Überfluß stellte sich heraus, daß sie aus zweitrangigen Vertretern 
des englischen und französischen Militäroberkommandos bestanden. 
Damit nicht genug, mußten die Missionschefs zugeben, daß sie keiner- 
lei Vollmachten für den Abschluß von Verträgen irgendwelcher Art 
und für die Unterzeichnung von Abmachungen praktischen Charak- 
ters erhalten hatten. Selbstverständlich verliefen unter diesen Um- 
ständen die militärischen Verhandlungen genau so ergebnislos wie die 
politischen. 

In einer Unterredung, die Woroschilow einem Mitarbeiter der »Is- 
westija« über die englisch-französisch-sowjetischen Verhandlungen ge- 
währte, legte er die Gründe dar, aus denen sich die militärischen Verhand- 
lungen mit England und Frankreich zerschlugen. 

»Frage: Wie endeten die Verhandlungen mit den Militärmissionen 
Englands und Frankreichs? 

Antwort: Im Hinblick auf die zutage getretenen ernsthaften Meinungs- 


1yPrawda« vom 29. Juni 1939. 
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verschiedenheiten sind die Verhandlungen abgebrochen worden. Die Mi- 
litärmissionen sind aus Moskau abgereist. 
ig Kann man erfahren, worin diese Meinungsverschiedenheiten 

Antwort: Die Militärmission der Sowjetunion vertrat die Mei 

daß die UdSSR, die keine gemeinsame le mit dem Fein Br 

Frankreich, England und Polen nur unter der Bedingung Hilfe erweisen 
kann, daß ihre Truppen durch polnisches Gebiet marschieren können, denn 
es gibt keine anderen Wege für die Sowjettruppen, um mit den Truppen 
des Aggressors in Fühlung zu kommen. Ebenso wie die englischen und 
amerikanischen Truppen im vergangenen Weltkrieg mit den Streitkräften 
Frankreichs keine militärische Zusammenarbeit hätten bewerkstelligen 
können, wenn sie nicht die Möglichkeit gehabt hätten, auf französischem 
Boden zu operieren, genau so könnten auch die Sowjetstreitkräfte mit den 
Streitkräften Frankreichs und Englands militärisch nicht zusammen 
arbeiten, wenn man sie nicht auf polnischen Boden läßt. 

‚Obgleich die Richtigkeit dieser Auffassung auf der Hand liegt, haben 
die französische und die englische Militärmission dieser Stellung der 
Sow jetmission nicht zugestimmt, während die polnische Regierung unver- 
hohlen erklärte, sie brauche und wolle keine militärische Hilfe von der 
UdSSR. Dieser Umstand hat die militärische Zusammenarbeit der UdSSR 
mit diesen Ländern unmöglich gemacht. Hier liegt die Wurzel der Mei- 
nungsverschiedenheiten. Deshalb sind denn auch die Verhandlungen 
abgebrochen worden.«! 

Vier Tage nach der angeführten Erklärung des Ge- 

lin Fe Me: nossen Woroschilow, am 31. August 19 Sy Ne Ge- 

euren arg nosse Molotow auf der außerordentlichen vierten 

Verhandlungen Tagung des Obersten Sowjets der UdSSR dieGründe 

dar, welche die englisch-französisch-sow jetischenVer- 

handlungen zum Mißerfolg verurteilt hatten. Das Haupt der Sowjet- 

regierung betonte neuerdings, daß bereits die ersten Vorschläge der eng- 

lischen und der französischen Regierung für die UdSSR unannchmbar 

waren, da sie den Grundsatz der Gegenseitigkeit und gleicher Verpflich- 

tungen ignorierten. Nichtsdestoweniger habe die Sowjetregierung es nicht 
für angebracht gehalten, auf Verhandlungen zu verzichten. 

„Genosse Molotow erklärte: »Wir zogen in Betracht, daß es den Re- 
gierungen Englands und Frankreichs schwerfiel, einen schroffen Kurs- 
wechsel ihrer Politik von der feindseligen Einstellung zur Sowjetunion, 
wie dies noch in jüngster Zeit der Fall war, zu ernsthaften Verhand- 


1»Iswestijae vom 27. August 1939. 


Mißerfolg der englisch-französisch-s 


lungen mit der UdSSR auf der Basis gleicher Verpflichtungen zu voll- 
ziehen. Die weiteren Verhandlungen führten jedoch zu nichts. 

Die englisch-französisch-sowjetischen Verhandlungen zogen sich vier 
Monate hin. Sie gaben die Möglichkeit, eine Reihe von Fragen zu klären. 
Außerdem zeigten sie den Vertretern Englands und Frankreichs, daß 
man die Sowjetunion in internationalen Angelegenheiten ernst zu nehmen 
hat. Aber diese Verhandlungen stießen auf unüberwindliche Hindernisse. 
Es handelt sich selbstverständlich nicht um einzelne ‚Formulierungen‘ 
und nicht um diesen oder jenen Punkt des Entwurfs eines Vertrages 
(Paktes). Nein, es handelte sich um wesentlichere Dinge... .«* 

Molotow fuhr fort: »Kurz gesagt, handelt es sich um folgendes: Einer- 
seits fürchten die englische und die französische Regierung eine Aggression 
und möchten deshalb mit der Sowjetunion einen Pakt über gegenseitige 
Hilfe haben, insofern das sie selbst stärkt, insofern das England und 
Frankreich stärkt. Andrerseits aber hegen die englische und die fran- 
zösische Regierung Befürchtungen, daß der Abschluß eines ernst zu 
nehmenden Paktes über gegenseitige Hilfe mit der UdSSR unser Land 
stärken könnte, die Sowjetunion stärken könnte, was ihren Absichten, wie 
sich herausstellt, nicht entspricht. Man muß feststellen, daß diese Be- 
fürchtungen bei ihnen die Oberhand über alle anderen Erwägungen ge- 
wonnen haben. Nur so kann man auch die Haltung Polens verstehen, 
das nach den Weisungen Englands und Frankreichs handelt.«® 

Die Sowjetregierung hatte gewichtige Gründe für ihre Zweifel an der 
ernsten Absicht der Engländer und Franzosen, sich mit der UdSSR über 
gegenseitige Hilfeleistungen gegen einen Aggressor zu verständigen. 
Während sich die englisch-französisch-sowjetischen Verhandlungen über 
den Abschluß eines gegenseitigen Beistandspakts mühsam hinschleppten, 
hörte der lebhafte diplomatische Verkehr der Engländer mit Hitler- 
deutschland nicht auf. Henderson, der englische Botschafter in Berlin, 
bestätigt in seinem Buche »Der Fehlschlag einer Mission«, daß er in jenen 
Tagen eine intensive diplomatische Tätigkeit entfaltete. 

Der englische Außenminister Halifax hielt persönlich in der Öffent- 


lichkeit Versöhnungsreden an Deutschlands Adresse. Am 30. Juni 1939 


brachte er in einer Bankettrede im Royal Institute of International 
Affairs die Bereitschaft zum Ausdruck, sich mit Deutschland über alle 
»die Welt alarmierenden« Probleme zu verständigen. Der Minister sagte: 
»In einer solchen Atmosphäre könnten wir das Kolonialproblem, die 
Rohstofffrage, die Handelsbarriere, den Lebensraum und alle anderen 
Fragen erörtern, die die Europäer berühren.« 

14Die außerordentliche vierte Tagung des Obersten Sowjets der UdSSRe, S. 196 russ. 

2 Ebenda $. 198 russ. 


50 Diplomatie III 


786 Die UdSSR — ein wirklicher Friedensfaktor 


Am 23. Juli 1939 sickerten in der englischen Presse Nachrichten über 
Verhandlungen durch, die angeblich zwischen dem deutschen Bevoll- 
mächtigten Wohltat und dem englischen Regierungsvertreter Hudson 
geführt worden seien. Damit nicht genug, teilte der bekannte englische 
Journalist Bartlett im »News Chronicle« mit, die Regierungen Frankreichs 
und Englands hätten die Absicht, spätestens im September den Deutschen 
einige ernsthafte Vorschläge zu machen, die insbesondere die Gewährung 
einer garantierten Anleihe in Höhe von 100 Millionen Pfund Sterling 
und die gemeinschaftliche Ausbeutung der afrikanischen Kolonien be- 
träfen. Es entstand der Eindruck, daß Chamberlains und Daladiers 
Diplomatie ein Doppelspiel trieb. Das zwang selbstverständlich die 
Sowjetregierung, ihre Vorsichtsmaßnahmen zu treffen. 

Am 31.Mai 1939 erinnerte Molotow auf der dritten Tagung des Ober- 
sten Sowjets der UdSSR an die Worte Stalins, wonach man wachsam und 
vorsichtig sein müsse, um »den Kriegsprovokateuren, die es gewohnt sind, 
sich von anderen die Kastanien aus dem Feuer holen zu lassen, nicht die 
Möglichkeit zu geben, unser Land in Konflikte hineinzuziehen«. * 

00T N, AlsMolotow bemerkte, dieSowjetregierung halte es 

Das sowjetisch-deutsche | keineswegs für notwendig, auf Geschäftsbeziehungen 

Handelsabkommen s Pr e - 

(19. August 1939) / mit solchen Ländern wie Deutschland und Italien 

‘ zu verzichten, teilte er auch mit, daß die deutsche 
Regierung bereits Anfang vorigen Jahres, d.h. 1938, der Sowjetregie- 
rung vorgeschlagen habe, Verhandlungen über ein Handelsabkommen 
einzuleiten. Die Deutschen hatten im Auge, der Sowjetunion einen neuen 
Kredit von 200 Millionen Mark ‘zu gewähren. Es wurde jedoch keine 
Verständigung über die konkreten Bedingungen des Abkommens erzielt. 
Die Verhandlungen wurden abgebrochen. Ende 1938 kam die deutsche 
Regierung auf ihre Vorschläge zurück. Die Verhandlungen wurden in 
Moskau wiederaufgenommen. Deutscherseits war der deutsche Bot- 
schafter von Schulenburg mit ihrer Führung beauftragt. Auch diesmal 
mußten sie wegen Meinungsverschiedenheiten abgebrochen werden. 

Am 22. Juli 1939 wurden die sowjetisch-deutschen Verhandlungen 
erneut aufgenommen. Am 19. August endeten sie mit dem Abschluß 
eines Handels- und Kreditabkommens: die Sowjetunion erhielt zu gün- 
stigen Bedingungen einen langfristigen Kredit in Höhe von 200 Mil- 
lionen Mark. Offensichtlich war die deutsche faschistische Diplomatie 
} nicht nur daran interessiert, die deutschen Industrieerzeugnisse auf dem 
SR Sowjetmarkt abzusetzen und von der UdSSR notwendige Rohstoffe zu 
; beziehen. Die Deutschen hatte die Angst vor dem Zweifrontenkrieg 


r 


1,Dritte Tagung des Obersten Sowjets der UdSSR«, S. 469 russ. 
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t. Deshalb bewarben sie sich um die Gunst der Regierung der 
UdSSR, von der Hoffnung geleitet, ein Abkommen der Sowjetunion 
mit’England und Frankreich über gegenseitige Hilfe zu verhindern. 
——-Die deutsche Diplomatie beschränkte sich nicht darauf, die wirtschaft- 
lichen Verbindungen mit der UdSSR zu stärken. Im Sommer 1939 
schlugen die Deutschen der Sowjetregierung auch vor, einen Nicht- 
angriffsvertrag zu schließen. 

Die Regierung der UdSSR ging auf den deutschen Vorschlag ein. 
Bereits nach Kriegsausbruch legte Genosse Stalin in seiner Rundfunk- 
rede vom 3. Juli 1941 die Gründe dar, die die Sowjetregierung veranlaßt 
hatten, sich auf einen Paktabschluß mit dem faschistischen Deutschland 
einzulassen. Genosse Stalin sagte: 
»Man könnte fragen: Wie konnte es geschehen, daß sich die Sowjet- 
regierung auf den Abschluß eines Nichtangriffspakts mit solchen wort-| _ 
"brüchigen Leuten und Ungeheuern wie Hitler und Ribbentrop eingelassen 
"Kar? Ist hier von der Sowjetregierung nicht ein Fehler begangen worden? 
"Natürlich nicht! Ein _Nichtangriffspakt ist ein Friedenspakt zwischen 
zwei Staaten. Eben einen solchen Pakt hat Deutschland uns im Jahre 1939 
angeboten. Konnte die Sowjetregierung ein solches Angebot ablehnen? 
Ich denke, kein einziger Triedliehender Staat kann ein Friedensabkommen 
mit einem benachbarten Reich ablehnen, selbst wenn an der Spitze dieses] 
"Reiches solche Ungeheuer und Kannibalen stehen wie Hitler und Ribben- 
trop, Dies aber natürlich ünter der einen unerläRlichen Bedingung: daß) 
das Friedensabkommen weder direkt noch indirekt die territoriale Inte- 
grität, die Unabhängigkeit und die Ehre des friedliebenden Staates be- 
rührt. Bekanntlich war der Nichtangriffspakt zwischen Deutschland und 
er Sowjetunion gerade ein solcher Pakt. 
Was haben wir durch den Abschluß des Nichtangriffspakts mit Deutsch- 


w———n 


Länd trotz des Pakts zu überfallen. Däs ist ein unbestreitbarer Gewinn 
"für uns und ein Verlust für das faschistische Deutschland.« ' 
ES RER Am 23. August 1939 wurde der sowjetisch-deutsche 
Dersowjetisch-deutsche Nichtangriffsvertrag abgeschlossen. Deutscherseits 
eng unterzeichnete ihn Ribbentrop, der zu diesem Zwecke 
GER nach Moskau gekommen war. Der Hauptinhalt des 
Vertrages bestand in folgendem: BR 
ı. Die beiden vertragschließenden Teile verpflichten sich, sich jeden 
3 J. Stalin, »Über den Großen Vaterländischen Krieg der Sowjetunion, Moskau 1946, 
Kia 7/8- 
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Gewaltakts, jeder aggressiven Handlung und jeden Angriffs gegenein- 


ander, und zwar sowohl einzeln als auch gemeinsam mit anderen Mäch- 
ten, zu enthalten. 

2. Falls einer der vertragschließenden Teile Gegenstand kriegerischer 
Handlungen seitens einer dritten Macht werden sollte, wird der andere 
vertragschließende Teil in keiner Form diese dritte Macht unterstützen. 

3. Die Regierungen der beiden vertragschließenden Teile werden 
künftig fortlaufend mit Konsultationen in Fühlung miteinander bleiben, 
um sich gegenseitig über Fragen zu informieren, die ihre gemeinsamen 
Interessen berühren. 

4. Keiner der beiden vertragschließenden Teile wird sich an irgend- 
einer Mächtegruppierung beteiligen, die sich mittelbar oder unmittelbar 
gegen den anderen Teil richtet. 

$. Falls Streitigkeiten oder Konflikte zwischen den vertragschließen- 
den Teilen über Fragen dieser oder jener Art entstehen sollten, würden 
beide Teile diese Streitigkeiten oder Konflikte ausschließlich auf dem 
Wege freundschaftlichen Meinungsaustausches oder nötigenfalls durch 
Schlichtungskommissionen bereinigen.* 

Der sowjetisch-deutsche Nichtangriffsvertrag wurde auf zehn Jahre 
abgeschlossen und am ır. Februar 1940 durch einen Händelsvertrag 
zwischen der Sowjetunion und Deutschland ergänzt. 

Der Abschluß des sowjetisch-deutschen Vertrages vom 23. August warf 
die Pläne jener reaktionären Diplomaten Englands und Frankreichs über 
den Haufen, die darauf spekuliert hatten, die Sowjetunion zu isolieren 
und ihr die Gegenseitigkeit der Hilfsverpflichtungen zu versagen, um 
dann die deutsche Aggression gegen sie zu lenken. Das war ein großer 
diplomatischer Erfolg der Regierung der UdSSR. Andrerseits demon- 
strierte Hitlerdeutschland, als es den Nichtangriffsvertrag mit der So- 
wjetunion unterzeichnete, vor aller Welt, wie hoch es die Macht der 
UdSSR einschätzte und wie sehr es die mögliche Teilnahme des Sowjet- 
staates am Kampfe gegen Deutschland auf seiten des englisch-französi- 
schen Blocks fürchtete. Selbstverständlich zeugte der Vertragmit Deutsch- 
land keineswegs von übermäßigem Vertrauen zum faschistischen Deutsch- 
land. Nicht im geringsten schwächte er die Wachsamkeit der Sowjet- 
regierung und ihre unaufhörliche Sorge um die Stärke der Wehrkraft der 
UdSSR ab. Genosse Molotow sagte: »Dieser Vertrag ist durch die feste 
Zuversicht in unsere realen Kräfte, in ihre volle Einsatzbereitschaft für 

‚ den Fall einer beliebigen Aggression gegen die UdSSR untermauert.«® 

1 Zweites Weißbuch der Deutschen Regierung«, Basel 1940, S. 409. 

2 W,M. Molotow, vÜber die Ratifizierung des sowjetisch-deutschen Nichtangrifls- 
vertrages«, Moskau 1939, $. 15 russ. 
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Der Abschluß des Nichtangriffsvertrages zwischen der UdSSR und 
Deutschland rief eine neue stürmische Kampagne gegen die Sowjetunion 
ya ah Bene “ 

Die reaktionäre Presse in England und Frankreich zeterte über den 
unnatürlichen Bund zwischen Kommunismus und Faschismus. Die Reuter- 
Agentur teilte durch Rundfunk mit, die Sowjetregierung habe als Ursache 
für den Abbruch der Verhandlungen mit England und Frankreich offi- 
ziell den Vertragsabschluß mit Deutschland bezeichnet. 

In einem am 27. August in der »Iswestija« veröffentlichten Interview 
dementierte \Woroschilow) entschieden alle diese Falschmeldungen. Er 
erklärte: Eng 

»Nicht deshalb wurden die militärischen Verhandlungen mit England 
und Frankreich abgebrochen, weil die UdSSR einen Nichtangriffspakt 
mit Deutschland schloß, sondern umgekehrt, die UdSSR schloß einen 
Nichtängriffspakt mit Deutschland unter anderem auch infolge des Um- 
standes, daß die militärischen Verhandlungen mit Frankreich und Eng- 
land wegen unüberwindlicher Meinungsverschiedenheiten in eine Sack- 
gässe geraten waren.« 

NEE Nach dem Mißerfolg der englisch-französisch-so- 


Ä fer me wjetischen Verhandlungen war nichts mehr im- 
” gu Dln rue stande, Hitler an der Ausführung seiner Pläne hin- 


sichtlich Danzigs und Polens selbst zu hindern. Die 
deutsche faschistische Presse verstärkte ihre kriegshetzerische Kampagne 
und prahlte mit der Unbesiegbarkeit Deutschlands, das, ebenso wie 1914, 
genötigt sei, zum Schutz seiner Rechte zu den Waffen zu greifen. Anfang 
August 1939 gestaltete sich die Lage an der deutschen Ostgrenze äußerst 
alarmierend. Arciszewski, der stellvertretende Außenminister Polens, er- 
klärte bei einer Erörterung des Danziger Problems mit Kennard, dem 
Vertreter Großbritanniens: »Die Situation kann im Laufe weniger Stun- 
den aus einer politischen in eine militärische umschlagen.« 

Der Danziger Senat forderte die Entfernung der polnischen Zoll- 
behörden. In Danzig traf ein deutscher General ein, der das Kom- 
mando über die Ortsgarnison übernahm. In Ostpreußen wurden die 
Reservisten bis zu 58 Jahren zur Fahne einberufen. 

Am 8.August erklärte die konservative polnische Zeitung »Czas«, 
falls der Versuch unternommen werde, Polen vor eine vollendete Tat- 
sache zu stellen, werde das Feuer eröffnet werden. Diese Drohung beant- 
wortete die gesamte deutsche Presse mit einem wilden Geheul. 

Anläßlich des in Danzig wegen der polnischen Zollbehörden aus- 
gebrochenen Konflikts richtete die polnische Regierung durch Vermitt- 
lung des Obersten Kommissars des Völkerbundes eine Note an den Dan- 
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ziger Senat. Die Note war in versöhnlichem Tone gehalten und schlug 
eine Regelung der Streitfrage vor. Wenige Tage später warnte das 
deutsche Auswärtige Amt den polnischen Geschäftsträger in Berlin, die 
Drohungen an die Adresse der Freien Stadt Danzig könnten nur zur 
Verschlechterung der deutsch-polnischen Beziehungen beitragen. Die 
Verantwortung hierfür werde ausschließlich auf die polnische Regie- 
rung fallen. 

Die polnische Antwortnote lautete: »Die Regierung der Republik 
Polen hat mit der lebhaftesten Überraschung von der Erklärung Kenntnis 
genommen, die der Staatssekretär im deutschen Auswärtigen Amt dem 
Geschäftsträger Polens a.i. in Berlin am 9. August 1939 über die zwischen 
Polen und der Freien Stadt Danzig bestehenden Beziehungen gemacht 
hat. Die polnische Regierung kann tätsächlich keine juristische Grundlage 
erkennen, die eine Einmischung Deutschlands in die vorgenannten Be- 
ziehungen rechtfertigen könnte.« Die Note schloß mit der Warnung, die 
polnische Regierung werde jede weitere deutsche Einmischung »als An- 
griffshandlung« ansehen. 

Die englische und die französische Regierung, die 


N a. MB: B sich unter dem Druck der unverkennbar näher 
on ® rückenden Kriegsgefahr endlich entschlossen hatten, 


eine Militärmission nach Moskau zu entsenden, 
versuchten andrerseits nach wie vor, sich mit den 
Deutschen zu verständigen. Am 15. August suchte Coulondre das deutsche 
Auswärtige Amt auf. Hier erklärte der Staatssekretär Weizsäcker dem 
französischen Botschafter äußerst gereizt, nicht die polnische Regierung 
lenke die Ereignisse. Ihr provokatorisches Verhalten Danzig gegenüber 
sei offenbar von Paris und London diktiert worden. Deutschland habe 
jedoch nicht die Absicht, weiterhin ein derartiges Verhalten der Polen 
zu dulden. Coulondre versuchte, seinen Gesprächspartner, zu beruhigen. 
Er beteuerte ihm, die französische Regierung wünsche nichts so sehr als 
eine Verständigung zwischen Polen und Deutschland. Der Botschafter 
versuchte, dem Staatssekretär auseinanderzusetzen, daß ein Konflikt 
zwischen Polen und Deutschland automatisch auch Frankreich hinein- 
ziehen könne. Das aber werde unweigerlich zu weiteren Komplikationen 
führen. Coulondre erklärte sich bereit, mit allen Mitteln an der Er- 
haltung des Friedens mitzuwirken, denn ein europäischer Krieg werde 
seiner Meinung nach mit einer Niederlage aller enden. 

Am gleichen T’age suchte auch Henderson den Staatssekretär im deut- 
schen Auswärtigen Amt auf. Er versuchte zu klären, ob die deutsche 
Regierung nicht einverstanden sei, mit der Lösung der Danziger Frage 
zu warten: zuerst müsse sich die Atmosphäre entladen. Der Botschafter 


zu verständigen 
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gab aufs neue zu verstehen, daß die englische Regierung bereit sei, sich 
mit Deutschland über die Frage der Kolonien sowie über andere Fragen 
zu verständigen. 

Weizsäcker schreibt in seinen Aufzeichnungen: »Ich erwiderte ihm 
aber damit, seine Frage sei eine rein theoretische, denn eine Verschiebung 
würde in Polen zu nichts anderem ausgenutzt werden, als das Unheil 
noch zu vergrößern, das es jetzt schon anrichte, so daß von einer Ver- 
besserung der Atmosphäre gar keine Rede wäre.« Henderson warnte noch 
einmal, daß die gegenwärtige Lage viel ernster und schwieriger sei als im 
Vorjahre, »denn« — wie die Niederschrift Weizsäckers lautet — »Cham- 
berlain könne nicht noch einmal bei uns angeflogen kommen«. 

Henderson telegraphierte an Halifax: »Wir haben erbittert darüber 
gestritten, wer im gegebenen Falle recht und wer unrecht hat, aber keiner 
konnte den anderen überzeugen.« Bei dieser Gelegenheit habe Weiz- 
säcker Zweifel geäußert, ob »Großbritannien unter allen Umständen 
wegen der polnischen Narrheit zu kämpfen wünsche«. Am gleichen Tage, 
dem 18. August, warnte Coulondre den Außenminister Bonnet, daß nur 
der schleunige erfolgreiche Abschluß der Verhandlungen mit Rußland 
Hitler davon abhalten könne, Polen zu überfallen. Der Botschafter be- 
zeugte, niemand glaube in Berlin daran, daß England wegen des lum- 
pigen Danzigs kämpfen wolle, nachdem es der Annexion Österreichs, 
des Sudetengebiets, der ganzen Tschechoslowakei und des Memelgebiets 
keinen Widerstand entgegengesetzt habe. S 

Am 21. August erfuhren die Engländer und Franzosen, daß Ribben- 
trop sich anschickte, nach Moskau zu fliegen, wo der deutsch-sow jetische 
Vertrag unterzeichnet werden sollte. Chamberlain konnte sich diesmal 
nicht entschließen, neuerdings zu Hitler zu fliegen. Aber schon am 
22. August erhielt Henderson einen Brief des Premierministers, den er 
dem Führer überreichen sollte. Chamberlain versicherte, der Abschluß 
des deutsch-sowjetischen Vertrages könne die Haltung Großbritanniens 
Polen gegenüber nicht beeinflussen. Er erklärte: »Welcher Art auch 
immer das deutsch-sowjetische Abkommen sein wird, so kann es nicht 
Großbritanniens Verpflichtung gegenüber Polen ändern, wie Seiner 
Majestät Regierung wiederholt öffentlich und klar dargelegt hat und 
diese entschlossen ist zu erfüllen.«e Chamberlain meinte, die Streitigkeiten 
mit Polen könne man ohne Krieg beilegen. England sei bereit, in dieser 
Angelegenheit die Vermittlung zu übernehmen. Es müsse nur eine ge- 
wisse »Pause« in den gegenseitigen Anschuldigungen Deutschlands und 
Polens eintreten. Dann könnten mit Hilfe eines neutralen Vermittlers 
Verhandlungen zwischen ihnen aufgenommen werden. 

Henderson überreichte diesen Brief Chamberlains am gleichen Tage 
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Hitler in Berchtesgaden und sagte zur Erläuterung, der Brief sei durch 
den bevorstehenden Abschluß des deutsch-sowjetischen Paktes veranlaßt. 
Hitler benahm sich wie ein Sieger. Er drohte mit einer Generalmobil- 
machung seines Heeres, wenn England und Frankreich ihre Kriegsvor- 
bereitungen nicht einstellten. An allem sei England selbst schuld. Es habe 
die friedliche Lösung aller Streitfragen verhindert, indem es Polen seine 
Garantien gegeben und es auf diese Weise gegen Deutschland auf- 
geputscht habe. 

Am 23. August wurde Henderson zu Hitler gerufen, der ihm eine 
offizielle Antwort auf Chamberlains Brief einhändigte. Das Dokument 
enthielt folgende Thesen: ı. Deutschland wollte den Frieden und eine 
Koordinierung seiner Interessen in Europa mit England. 2. Danzig und 
der Polnische Korridor müssen Deutschland gehören; das haben in Eng- 
land selbst viele Politiker und Gelehrte längst anerkannt. 3. Deutschland 
hat versucht, die Streitfrage mit Polen friedlich zu lösen; England hat 
das verhindert. 4. Die englischen Garantien haben zu einer »Welle 
furchtbaren Terrors« der Polen gegen Deutsche geführt. 5. Deutschland 
hat Polen gewarnt, daß es keine Provokationen und ultimativen Noten 
an den Danziger Senat dulden könne. 6. Hitler teilt die Meinung, daß 
ein Krieg mit England langwierig sein wird, aber Deutschland ist darauf 
vorbereitet und entschlossen. 7. Wenn England und Frankreich die 
Kriegsvorbereitungen fortsetzen, wird in Deutschland die allgemeine 
Mobilmachung angeordnet. 8. Den europäischen Frieden kann nicht 
Deutschland retten, das können nur jene, die des »Verbrechens des 
Versailler Diktates« schuldig sind. * 

Hitler beklagte sich bei Henderson, er habe alles Menschenmögliche 
getan, um die englische Freundschaft zu erwerben. Aber die englische 
Diplomatie habe sich den Mann, der Englands größter Freund werden 
wollte, zum Feinde gemacht. ? 

Hitler kam dann auf den sowjetisch-deutschen Vertrag vom 23. August 
zu sprechen und erklärte Henderson, Deutschland werde keinen Zwei- 
frontenkrieg zu führen brauchen. »Rußland und Deutschland würden 
unter keinen Umständen mehr die Waffen gegeneinander erheben.« 
Hitler war sichtlich schadenfroh. Nichtsdestoweniger sprach er sich zu 
guter Letzt selber für eine neue Vereinbarung zwischen England und 
Deutschland aus: dazu sei lediglich nötig, daß Polen Danzig und den 
Polnischen Korridor vorbehaltlos an Deutschland abtrete. Am gleichen 
Tage richtete Hitler durch Vermittlung Coulondres einen persönlichen 

?! Den genauen Wortlaut siche N. Henderson, »Failure of a Mission, B.1937—1939%, 
London 1940, p. 303. 

* Siehe »Z weites Weißbuch der Deutschen Regierung«, Bd. II, Nr. 456, S. 508-510. 
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Brief an Daladier. Er verlangte, Frankreich solle entschieden darauf 
verzichten, Polen zu unterstützen. 

Im Gespräch mit Coulondre suchte Hitler ihm auch diesmal weiszu- 
machen, er sei ein Freund Frankreichs, er habe selbst endgültig aller An- 
sprüche auf Elsaß-Lothringen entsagt und die französisch-deutsche Grenze 
anerkannt. Er wolle keinen Krieg mit Frankreich, sondern Freundschaft 
mit ihm. Polens wegen gegen Frankreich zu kämpfen, würde ihm sehr 
schwerfallen, aber er könne die polnischen Provokationen nicht änger 
dulden. »Gegenwärtig befinden sich in Deutschland über 700000 Flüh- 
linge aus Polen. Sie alle sind Opfer des polnischen Terrors. DeutscheZivi- 
flugzeuge, die Polen überfliegen, werden beschossen. In Lodz und ande- 
ren Städten werden Pogrome gegen die Deutschen veranstaltet ... Ich 
will nicht gegen Frankreich kämpfen«, schrie Hitler, »aber wenn es sich 
in den Konflikt einmischt, werde ich bis zu Ende kämpfen ... Sagen Sie 
das alles Daladier.« 

Coulondre versicherte Hitler, die französische Regierung gebe Polen 
die friedfertigsten Ratschläge. Hitler erwiderte, er glaube daran, daß 
solche Leute wie Beck maßvoll seien, er sei davon sogar überzeugt, aber 
sie seien nicht mehr Herren der Lage. Coulondre kam zu dem Schluß, 
daß Hitler den Krieg gar nicht vermeiden wollte. Der Krieg war für ihn 
eine beschlossene Sache. Er legte es lediglich darauf an, die Verbündeten 
zu entzweien, Polen ein »zweites München« einzubrocken, Danzig durch 
Erpressungen und Drohungen zu erhalten und dann nach seiner Manier 
auch mit Polen abzurechnen. 

In jenen kritischen Tagen wandten sich der Papst und Roosevelt an 
Deutschland und Polen, mit dem Appell, sich eines Krieges zu enthalten 
und sich über eine friedliche Beilegung des Streites zu verständigen. Die 
polnische Regierung brachte ihre Bereitschaft zum Ausdruck, Verhand- 
lungen mit Deutschland einzuleiten. Die Hitlerregierung wollte jedoch 
von nichts hören. Ihr kam es darauf an, Abrechnung mit Polen zu halten. 

Am 26. August flog Henderson nach London. Er führte neue Vor- 
schläge Hitlers mit sich, der eine Neuaufteilung der Kolonien, den 
Austausch der nationalen Minderheiten und die Übergabe Danzigs an 
Deutschland forderte. Am 28. August kehrte der Botschafter nach Berlin 
zurück und überreichte Hitler die Antwort der englischen Regierung. 
Chamberlain erklärte, die Regierung Großbritanniens wünsche leiden- 
schaftlich eine vollständige und feste Verständigung mit Deutschland. 
England sei bereit, die Bedingungen einer solchen Vereinbarung zu er- 
örtern, damit nur der deutsch-polnische Streit friedlich gelöst werde. Die 
Lebensinteressen Polens müßten durch ein Abkommen gesichert werden, 
das durch internationale Garantien untermauert werden soll. Das eng- 
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lische Memorandum besagte weiter: »Eine gerechte Lösung dieser zwischen 
Deutschland und Polen bestehenden Fragen kann den Weg zum Welt- 
frieden öffnen. Das Ausbleiben einer solchen Lösung ... würde die beiden 
Nationen (Deutschland und Großbritannien) in Konflikt bringen und 
könnte sehr wohl die gesamte Welt in den Krieg stürzen. Ein solches 
Ergebnis wäre eine Katastrophe ohne Beispiel in der Geschichte.« Als 
Henderson das Memorandum seiner Regierung Hitler überreichte, be- 
merkte er, sie dränge den Führer nicht mit der Antwort. »Aber ich habe 
es eilig«, warf ihm Hitler die Antwort hin. 

Am 29. August übergab Hitler Henderson die schriftliche Antwort 
auf das englische Memorandum. Die deutsche Regierung stimmte direkten 
Verhandlungen mit Polen zu, sie verlangte lediglich, der polnische Ver- 
treter solle bereits am nächsten Tag mit den nötigen Vollmachten in 
Berlin eintreffen. Hitler bestätigte, daß er auf der Übergabe Danzigs, 
des Polnischen Korridors und Oberschlesiens an Deutschland bestehe. 
Gleichzeitig betonte er, daß man nach dieser Operation das Restpolen 
kaum noch als selbständigen Staat ansehen könne. Dann ging der Führer 
dazu über, die Perspektiven des »goldenen Zeitalters« der englisch- 
deutschen Freundschaft auszumalen.* 

Die polnische Am Abend dieses Tages traf die Nachricht von der 
Mobilmachung Mobilmachung in Polen ein. Am 30. August 1939 
setzten an der deutsch-polnischen Grenze von deut- 
schen Faschisten organisierte Terror- und Diversionsakte ein. Diversions- 
banden führten Sprengungen und Überfälle auf den Eisenbahnen durch. 
Henderson suchte Ribbentrop auf und stellte ihm anheim, diesen Provo- 
kationen unverzüglich ein Ende zu setzen. Darauf erhielt er die über- 
hebliche Antwort, die Provokationen und Sabotageakte gingen nur von 
polnischer Seite aus. Der deutsche Außenminister habe über dieses Thema 
mit dem englischen Botschafter nichts zu besprechen. 

‚Am gleichen 30. August ersuchte Henderson nach Mitternacht, noch 
einmal von Ribbentrop empfangen zu werden. Der Botschafter hatte 
eben erst die Antwort der britischen Regierung auf Hitlers Note er- 
halten. Darin war mitgeteilt, daß die Regierung Großbritanniens die 
Notwendigkeit einsehe, beschleunigte Verhandlungen zu führen; sie habe 
nur den Wunsch, daß während der Verhandlungen zu keinerlei Kriegs- 
handlungen geschritten werde und daß bis zur Lösung der Streitfragen 
in Danzig der Status quo aufrechterhalten bleibe. Beim Empfang des 
englischen Botschafters benahm sich Ribbentrop äußerst herausfordernd. 
Es kam so weit, daß selbst Henderson, der bis zuletzt ein begeisterter 


1 Siche »Dokumente zur Vorgeschichte des Kriegest, Berlin 1939, Nt. 2, S. 428—436. 
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Anhänger Hitlers blieb, es nicht mehr aushielt. Er erklärte dem Minister, 
er werde seiner Regierung unverzüglich über sein Verhalten berichten. 
Ribbentrop verzog keine Miene. Er öffnete den Schreibtisch und zog 
daraus ein umfangreiches Dokument hervor, das ganze zehn Artikel ent- 
hielt. Ohne weitere Worte zu verlieren, begann Ribbentrop, Henderson 
das Dokument laut und schnell! vorzulesen. Der englische Botschafter 
wünschte es selbst einzusehen. Das wurde von Ribbentrop kategorisch 
verweigert. Das deutsche Dokument enthielt neue Vorschläge zur polni- 
schen Frage, die darauf hinausliefen, Danzig unverzüglich Deutschland 
zurückzugeben und die Frage des Polnischen Korridors durch eine Volks- 
abstimmung zu entscheiden, an der sich alle Deutschen beteiligen würden, 
die bis zum ı. Januar 1918 dort gelebt hatten, die dort geboren waren so- 
wie die von dort ausgesiedelten. Die polnischen Behörden, Beamten und 
Polizisten sollten vor der Volksabstimmung aus dem fraglichen Gebiet 
entfernt werden. Es war sonnenklar, daß die Deutschen überhaupt nicht 
mit der Möglichkeit rechneten, daß ihre Vorschläge angenommen wür- 
den. Der deutschen faschistischen Diplomatie kam es lediglich darauf 
an, sich die Engländer irgendwie vom Halse zu schaffen, damit sie un- 
gesäumt zur Abrechnung mit Polen schreiten konnte. 

Nachdem Henderson Ribbentrop verlassen hatte, begab er sich zum 
polnischen Botschafter Lipski, um ihn mit den neuen deutschen Vor- 
schlägen bekannt zu machen. Als letztes Mittel, einen Krieg abzuwenden, 
schlug Henderson Lipski vor, eine sofortige Zusammenkunft Ryds- 
Smiglys mit Göring in die Wege zu leiten. Lipski bat, ihm Zeit zu lassen, 
damit er mit Warschau hierüber verhandeln könne. Am 31. August 
mittags teilte Henderson dem deutschen Auswärtigen Amt mit, die pol- 
nische Regierung übertrage die weiteren Verhandlungen in Berlin ihrem 
Botschafter Lipski. Nachmittags fand eine Zusammenkunft zwischen 
Lipski und Ribbentrop statt. Lipski erklärte jedoch dem Minister, er sei 
zu ihm nicht als außerordentlicher Bevollmächtigter, sondern als Bot- 
schafter gekommen. In dieser Eigenschaft teile er denn auch mit, daß die 
polnische Regierung direkten Verhandlungen mit der deutschen Re- 


. gierung zustimme. Eine formelle Benachrichtigung in diesem Sinne werde 


beim Auswärtigen Amt in allernächster Zeit einlaufen. Daraufhin er- 
klärte Ribbentrop, er könne Verhandlungen nur mit dem außerordent- 
lichen Bevollmächtigten führen, und die Frist für das Eintreffen solcher 
Vollmachten aus Warschau laufe bereits ab. 

Nachdem Lipski in seine Botschaft zurückgekehrt war, versuchte er, 
mit Warschau telephonisch Rücksprache zu nehmen. Indes stellte sich 
heraus, daß die Verbindung bereits unterbrochen war. Henderson und 
Coulondre eilten Lipski zu Hilfe. Sie telephonierten nach Paris, Bonnet 
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möge sich schnellstens mit Warschau in Verbindung setzen und die Ab- 
sendung von Vollmachten und Instruktionen an Lipski beschleunigen. 
Am 31. August, um ız Uhr 10 Minuten, telephonierte Bonnet an Cou- 
londre, Lipski werde binnen weniger Minuten Direktiven erhalten. Tat- 
sächlich hatte Lipski bereits um 2 Uhr Weisungen aus Warschau und 
läutete bei Ribbentrop an, er möge ihn empfangen. Um 7 Uhr 45 Minuten 
abends empfing der Minister den Botschafter. Ribbentrop wies drohend 
darauf hin, daß sich das Eintreffen der Vollmachten offenbar hinziehe. 
Das müsse sich schädlich auf die Verhandlungen auswirken. Lipski be- 
eilte sich zu versichern, er werde die Vollmachten zur Führung der Ver- 
handlungen binnen kurzem in Händen haben. Vorläufig bestätige die 
polnische Regierung erneut ihre Zustimmung zu direkten Verhandlungen. 

Wie sich später herausstellte, verband Beck seine Weisungen an 

Lipski mit der Warnung, der Botschafter solle von Ribbentrop keine 
Vorschläge ultimativer Art annehmen. Gleichzeitig teilte Beck mit, 
er selbst habe nicht die Absicht, nach Berlin zu fahren. Er wünsche 
sich nicht Folterungen auszusetzen und das Los des tschechoslowa- 
kischen Präsidenten Hacha zu teilen. 
Um 7 Uhr abends veröffentlichten die Deutschen 
eine offensichtlich provokatorische Meldung des 
Inhalts, daß die deutsche Regierung den polnischen 
Bevollmächtigten schon zwei Tage lang vergeblich 
erwarte und daß die deutschen Vorschläge faktisch abgelehnt seien. Um 
9 Uhr ı5 Minuten übergab Weizsäcker diese Mitteilung offiziell Cou- 
londre und Henderson. 

Zweifellos wollte die deutsche faschistische Diplomatie möglichst rasch 
freie Hand bekommen, um Verhandlungen mit Polen aus dem Wege zu 
gehen. Ribbentrop hatte noch einen anderen Beweggrund. Die Deutschen 
mußten sich auch der ungebetenen Einmischung Mussolinis erwehren, 
der im entscheidenden Augenblick vor der Perspektive des Krieges mit 
zwei Großmächten zurückschreckte. Mussolini hatte durch den fran- 
zösischen Botschafter in Rom, Frangois-Poncet, Italiens Vermittlung an- 
geboten, um eine Konferenz Englands, Frankreichs, Deutschlands und 
Polens einzuberufen, unter der Bedingung, daß die französische und die 
englische Regierung sich einverstanden erklärten, hinsichtlich jener Artikel 
des Versailler Vertrages, die an der »gegenwärtigen Unruhe« schuld seien, 
Zugeständnisse zu machen. 

Mussolinis Diplomatie ließ sich nicht nur von der Angst vor dem 
Kriege leiten, sondern auch von der Absicht eines gewissen Erpressungs- 
manövers. Unter Ausnutzung der allgemeinen Panik und Verwirrung 
versuchte Mussolini, den Engländern und Franzosen jene Zugeständ- 
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nisse zu entreißen, um die Italien schon während der Erörterung des 
Versailler Vertrages vergeblich gerungen hatte. 
Die Deutschen waren bemüht, jede Einmischung in 
Kr militärische Angriff ihre Beziehungen zu Polen zu verhindern. Zu diesem 
er Deutschen auf Polen BERN ch ie di Sach hinzas 
(1. September 1939) weck versuchten sie, die ganze Sache so hinzu 
stellen, als würden die Polen selbst alle Brücken 
hinter sich abbrechen. Am 1. September, um 4 Uhr morgens, rückten Hit- 
lers Truppen aus Danzig in den Polnischen Korridor ein. Deutsche Bom- 
ber griffen die südlich von Danzig gelegene polnische Stadt Tezew sowie 
polnische Ortschaften an der slowakischen Grenze und in Schlesien an. 

Um 10 Uhr morgens wurde in Berlin eine außerordentliche Sitzung 
des Reichstags eröffnet. Göring hielt eine Rede, in der er die Friedens- 
liebe Hitlers in den Himmel hob und Polen anprangerte, das die groß- 
mütigen Vorschläge Deutschlands abgelehnt habe. Er behauptete, Hitler 
habe den englischen Vorschlägen zugestimmt. Daraufhin habe er im 
Laufe von zwei Tagen vergeblich auf den polnischen Bevollmächtigten 
gewartet, um direkte Verhandlungen mit ihm zu führen. Währenddessen 
habe Polen Deutsche und auch deutsches Gebiet überfallen. In dieser 
Reichstagssitzung trat auch Hitler persönlich auf. Er machte Mitteilung 
von der Ratifizierung des deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrages 
und verkündete, von jetzt an sei ein Krieg zwischen der UdSSR und 
Deutschland ausgeschlossen. Die Rede Hitlers wurde vom Reichstag mit 
tobenden Ovationen aufgenommen. Anschließend gab der Innenminister 
Frick den Entwurf des Gesetzes über den Anschluß Danzigs an das 
Deutsche Reich bekannt. 

Unterdessen marschierten die deutschen Truppen bereits auf polni- 
schem Boden vor. Die polnische Regierung wandte sich offiziell an die 
Engländer und Franzosen um Hilfe. Die Antwort war die allgemeine 
Mobilmachung in England, Frankreich und Belgien. 

Am Abend des ı. September überreichten Henderson und Coulondre 
dem deutschen Außenminister zwei gleichlautende Noten mit der Forde- 
rung, die deutschen Truppen vom polnischen Gebiet zurückzuziehen. 
Für den Fall der Weigerung warnten die Regierungen Englands und 
Frankreichs, sie würden unverzüglich Schritte unternehmen, um ihren 
Verpflichtungen Polen gegenüber nachzukommen. a 

Am 2. September erhielt Henderson den Auftrag, von Hitler noch- 
mals die Einstellung der Kriegshandlungen zu verlangen. Am gleichen 
Tage informierte Halifax das Oberhaus, daß eine Antwort Hitlers aus- 
stehe und daß für England und Frankreich eine kritische Lage zustande 
komme. Hitlers Truppen setzten ihren Vormarsch fort. Die Deutsche 
Botschaft fuhr aus Warschau nach Berlin ab. 
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Erst um 10 Uhr abends ließ Ribbentrop Coulondre 

Der Fyrlursgengg rufen und erklärte ihm, nicht Deutschland habe 
erst * Polen überfallen, sondern Polen Deutschland. Am 
3. September morgens erhielt Coulondre von Bonnet 

die Weisung, eine unverzügliche Antwort auf die französische Note vom 
1. September zu verlangen. Falls die Antwort negativ ausfalle, solle er 
die Pässe für die Botschaft fordern. Ribbentrop erklärte Coulondre, 
die vorgesehene Konferenz der Mächte sei nach einer Mitteilung Musso- 
linis »an der Intransigenz der englischen Regierung gescheitert«. Mische 
sich Frankreich in den polnisch-deutschen Konflikt ein, so sei das ein 
»durch nichts gerechtfertigter Angriffskrieg Frankreichs gegen Deutsch- 
land«. Coulondre forderte Aushändigung der Pässe. Um 12.40 Uhr 
wurden die diplomatischen Beziehungen zwischen Frankreich und 


Deutschland abgebrochen. Gleichfalls am 3. September rief Halifax um 


ı1 Uhr vormittags den deutschen Geschäftsträger in London zu sich und 
teilte ihm mit, Großbritannien befinde sich mit Deutschland im Kriegs- 
zustand. Australien und Neuseeland schlossen sich England an und gaben 
bekannt, daß auch sie sich im Kriegszustand mit Deutschland befänden. 
Eire (Irischer Freistaat), Spanien, Portugal, Belgien, Holland und der 
Iran gaben Neutralitätserklärungen ab. In Holland und Ungarn wurde 
der Belagerungszustand verhängt. Die Slowakei erklärte Polen den Krieg. 

Am 3. September 1939 gab Roosevelt die Neutralität der USA be- 
kannt. Am 5. September schlossen sich Mexiko, Chile, Uruguay, Argen- 
tinien und Guatemala seiner Erklärung an. 

Die italienische Regierung erklärte, sie ergreife nicht die Initiative zur 
‚Teilnahme an den Kriegshandlungen. Am 7. September folgte eine Er- 
klärung der japanischen Regierung, sie werde eine Politik der Nichtein- 
mischung in den europäischen Krieg befolgen. 

Der Kriegsbrand erfaßte Europa. Die faschistischen Kriegsbrand- 
stifter hatten ihr Ziel erreicht. Die Menschheit war in den zweiten Welt- 
krieg gestürzt worden. 
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Für immer wird die Geschichte das düstere Andenken an die Ver- 
brechen der faschistischen Brandstifter des zweiten Weltkrieges be- 
wahren, der Millionen von Menschen Elend, Sklaverei und Vernichtung 
gebracht hat. Die freiheitliebende Menschheit sieht heute klar, welche 
verbrecherische Rolle Hitlers Diplomatie gespielt hat. Ihre Inspiratoren 
werden dem strafenden Schwert des gerechten Gerichts nicht entgehen. 
Voll Schrecken, Zorn und Ekel werden künftige Geschlechter an diese 
Diplomatie internationaler Gangster denken, in deren Rüstkammer 
ungezügelte Demagogie sich mit lakaienhafter Kriecherei vor den Inter- 
essen der Magnaten des Monopolkapitals paarte, pazifistische Heuchelei 
mit frecher Erpressung, blutiger Terror mit Re re 
nationaler Zwistigkeiten, räuberische Übergriffe gegen die Grundlagen 
von Recht ünd Moral mit der wahnwitzigen Lehre von der Hose, 
der’sauserwählten Rasse«, die alle übrigen Völker versklavt und aus- 
röttet, 

“Aber die Geschichte wird auch die schwere Last der Verantwortung 
nicht vergessen, die jene Staatsmänner der bürgerlich-demokratischen 
Länder zu tragen hatten, die dem hemmungslosen Wüten der faschisti- 
schen Kriegsbrandstifter nicht durch kollektive Verteidigung des Friedens 
und der Sicherheit Einhalt gebieten wollten oder konnten. Die Mensch- 
heit wird jene reaktionären Politiker nicht von ihrer Schuld freisprechen 
können, die um ihrer eng aufgefaßten Klassenziele willen die Interessen 
ihrer Völker und des Weltfriedens opferten, nach der Isolierung des 
Sowjetlandes strebten und mit den faschistischen Aggressoren liebäugel- 
ten, da sie glaubten, sie durch eine Politik der Zugeständnisse, der Vor- 
schubleistung und direkter Aufmunterung besänftigen zu können, und 
die Hoffnung hegten, den Ansturm der faschistischen Elementargewalt 
gegen das Land des siegreichen Sozialismus zu lenken. 

Mit um so größerer Anerkennung und Achtung wird die Menschheit 
der edlen geschichtlichen Leistungen der Sowjetdiplomatie gedenken. Die 
Sowjetdiplomatie ist den Grundsätzen Lenins und Stalins treu geblieben, 
sie ist nicht einen Schritt von der Leninschen Könzeption des Nebenein- 
"anderbestehens zweier Welten — der sözialistischen und der kapıtalisti- 
schen — abgewichen, sie hat die Politik des Friedens und der sachlichen 
"Zusammenarbeit mit allen Völkern, unabhängig vön ihren verschiedenen 
"Stäätsformen, unentwegt durchgeführt, beseelt von dem Streben, durch 


"Schaffüng einer Einheitsfront der freiheitliebenden Völker gegen die 


‚ Änstifter des neuen Weltgemetzels die Menschheit von den Kriegs- 
schrecken zu erlösen, sie hat, das Interesse der gesamten fortgeschrittenen 
‚Menschheit im Auge, vom ersten Tag ihres Wirkens an bis heute ihre 
grundsätzlichen Stellungen unbeirrt, fest und kühn behauptet. 
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Lenin war es, der die Grundlagen der sowjetischen Außenpoliti i 
Stalin, der Nachfolger Lenins, ist es, der durch seine geniale Leitung dr 
Außenpolitik des Sowjetlandes diese Grundlagen erweitert und vertieft. 


Stalin verdanken es die Völker der UdSSR, daß sie über zwanzig 


lang ihren sozialistischen Staat friedlich aufbauen, seine wirtschaftliche 


immer gI rölsere 


und militärische Macht festigen und der Sowjetuı 


Autorität in der Welt sichern konnten. Der Stalinschen Führung ver- 


dankt es unsere Heimat, daß das Sow jetland im Moment des wortbrü 


Überfalls Hitlerdeutschlands nicht nur imstande war, den mit der 
modernsten Kriegstechnik der Welt ausgerüsteten deutschen faschistischen 
Heerhaufen Widerstand zu leisten, sondern ihnen auch vernichtende 
Schläge zu versetzen, sie vom Sowjetboden zu verjagen, das faschistische 
Raubtier auf seinem eigenen Territorium zu erlegen und über Berlin die 
Stalinsche Fahne des Sieges zu hissen. 

Der Stalinschen Diplomatie verdanken wir es auch, daß die Sowjet- 
union im Augenblick des erbittertsten Kampfes gegen den Feind nicht 
allein geblieben ist. Die freiheitliebenden Völker wußten die Bedeutu ng 
des Sowjetlandes als des mächtigsten Friedensfaktors und als die Haupt- 
kraft, die dem deutschen Imperialismus den Todesstoß versetzte, zu 
schätzen. 

So wurden im Feuer des Großen Freiheitskrieges gegen den deutschen 
Faschismus die Grundlagen geschmiedet für den Kampfbund der demo 
kratischen Völker, dank dessen vereinten Bemühungen der Faschismus, 
diese widerwärtige Mißgeburt des Imperialismus, vernichtet ist. t. Die Zu- 
sammenarbeit in ihm d 
gestaltung der internationalen Beziehungen, die der Menschheit Friede, 


die Grundlage schaffen für die Nachkriegs- 


Freiheit und Unabhängigkeit verbürgen wird. 


